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Die Rechtsprechung des Eidgenössischen 
Versicherungsgerichts (EVG) der Jahre 2001-2005 
zum Verfahrensrecht der Sozialversicherung 
Von Prof. Dr. iur. THOMAS LocHER, Universität Bern, 
und Prof. Dr. iur. THOMAS GÄCHTER, Universitäten Zürich 
und Luzern 
Das seit dem 1. Januar 2003 geltende Bundesgesetz über den 
Allgemeinen Teil des Sozialversicherungsrechts (ATSG) regelt das So-
zial versicherungsverfahren in wesentlichen Punkten einheitlich und 
auch das kantonale Justizverfahren ist in einigen Punkten revidiert wor-
den. Es rechtfertigt sich deshalb, bei der Besprechung der verfahrens-
rechtlichen Urteile des EVG der Jahre 2001 und 2002 auf diejenigen 
Entscheide Gewicht zu legen, die nach Inkrafttreten des ATSG weiter-
hin Bedeutung haben oder deren Bedeutung fraglich geworden bzw. 
entfallen ist. Intertemporalrechtliche Probleme werden behandelt, so-
weit sie eine Bedeutung aufweisen, die über das Inkrafttreten des ATSG 
hinausgeht. Diese Einschränkung gilt nicht für den Bereich der beruf-
lichen Vorsorge und das Verfahren vor EVG, weil sich das ATSG grund-
sätzlich nicht auf diese Bereiche bezieht. Im Sinn eines Ausblicks wird 
auf die Bestimmungen des Bundesgerichtsgesetzes (BGG) Bezug ge-
nommen, das am l. Januar 2007 in Kraft treten wird. Die Autoren ha-
ben die zu besprechenden Jahrgänge aufgeteilt, wobei die in den Bän-
den 127 und 128 (d.h. 2001 und 2002) veröffentlichten Entscheide von 
THOMAS LOCHER, die in den Bänden 129 bis 131 (d.h. 2003 bis 2005) 
erschienenen Urte ile von THOMAS GÄCHTER ausgewertet wurden. 
I. Sozialversicherungsverfahren 
l. Zeit liche Anwendbarkeit der Verfahrensbest immungen des ATSG 
2. Beratungspflicht der Versicherungsträger 
3 . Bemessung der Entschädigung für den unentgeltl ichen Rechtsbe istand 
im sozialversicherungsrechtlichen Verfah ren 
4 . Gu tachten, Übersetzung 
5. Aktene insichtsrech t 
6 . Feststellungsverfügung 
7 . E röffnun g der Rentenverfügung der IV-Stelle an alle in Betracht fal -
lenden Vorsorgee inrichtungen 
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Entscheids 
Sozialversicherungsverfahren 
Zeitliche Anwendbarkeit der Ve1jahrensbestimmungen 
des ATSG 
Das EVG hatte sich nach dem lnkrafttreten des ATSG naturge-
mäss mit einer Reihe von intertemporalrechtlichen Fragestellungen zu 
befassen. Die Anwendung allgemeiner Grundsätze des intertemporalen 
Rechts war dabei von grösster Bedeutung, da das ATSG nur sehr rudi-
mentäre Aussagen zum Übergangsrecht enthält: Nur in Art. 82 Abs. 2 
ATSG findet sich für das Verfahrensrecht eine Übergangsbestimmung. 
Mit dieser wird den Kantonen eine Frist von fünf Jahren eingeräumt, 
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um die Bestimmungen über die Rechtspflege im kantonalen Recht um-
zusetzen. Die intertemporalrechtliche Rechtsprechung zum ATSG wird 
damit erst per 1. Januar 2008 endgültig ihre Bedeutung verlieren. 
BGE 129 V 115 Erw. 2.2 
Erwägungen: Nach der Rechtsprechung sind neue Verfahrens-
vorschriften grundsätzlich mit dem Tag des Inkrafttretens sofort und 
in vollem Umfang anwendbar, es sei denn, das neue Recht kenne an-
ders lautende Übergangsbestimmungen. Dieser intertemporalrecht-
liche Grundsatz kommt aber dort nicht zur Anwendung, wo hinsicht-
lich des verfahrensrechtlichen Systems zwischen altem und neuem 
Recht keine Kontinuität besteht und mit dem neuen Recht eine grund-
legend neue Verfahrensordnung geschaffen worden ist. 
BGE 130 V 1 Erw. 3.2 
Erwägungen: Soweit eine Frist im Zeitpunkt des Inkrafttretens 
des Gesetzes noch nicht abgelaufen ist, richten sich der Fristenlauf 
und die allfällige Rechtsmittelinstanz nach dem bisherigen Recht. 
BGE 130 V 90 Erw. 3 
Erwägungen: Entsprechend dem Grundsatz der Unabänder-
lichkeil des Gerichtsstands (perpetuatio fori) bestimmt sich die Zu-
ständigkeit nach dem Zeitpunkt der Verfahrenseinleitung. Eine Aus-
nahme gilt nur dann, wenn die im Zeitpunkt der Verfahrenseinleitung 
zuständige Behörde nicht mehr existiert. 
BGE 130 V 320 Erw. 2.1 und BGE 131 V 305 Erw. 5.2 
Erwägungen: Kantonale Bestimmungen, die mit dem ATSG 
unvereinbar sind, müssen innert fünf Jahren nach lokrafttreten des 
ATSG diesem Gesetz angepasst werden. Diese Übergangsbestim-
mung ändert jedoch nichts an der grundsätzlichen und prioritären 
Geltung des kantonalen ATSG-konformen Verfahrensrechts für das 
Beschwerdeverfahren vor dem Sozialversicherungsgericht 
BGE 130 V 325 
Erwägungen: Art. 82 Abs. 2 ATSG räumt dem kantonalen Ge-
setzgeber für die Anpassung an das ATSG eine Übergangsfrist von 
fünf Jahren ein. Der Gesetzgeber hat sich damit dafür entschieden, 
dass bis zum Ende der Übergangsfrist (31. Dezember 2007) kantonal 
unterschiedliche Verfahrensordnungen bestehen können. 
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2. Beratungspflicht der Versicherungsträger 
BGE 131 V 472 
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Sachverhalt: Der Versicherte hatte sich am 10. Dezember 2003 
zum Bezug von Arbeitslosenentschädigung (mit Wirkung ab 27. Oktober 
2003) angemeldet. Anlässlich des Erstgesprächs, das der 1982 geborene 
Versicherte am 18. Dezember 2003 mit einem Vertreter des Regionalen 
Arbeitsvermittlungszentrums (RAV) führte, gab er an, im Februar 2004 
einen fünfmonatigen Sprachaufenthalt antreten zu wollen. Das von der 
Arbeitslosenkasse um Prüfung der Ve1mittlungsfähigkeit an gefragte RAV 
eröffnete dem Versichelten mit Verfügung vom 20. Januar 2004, er sei ab 
Antragstellung nicht vetmittlungsfähig gewesen, da die Zeitspanne von 
nur gerade zweieinhalb Monaten bis zum Sprachaufenthalt zu kurz sei, 
um die Vennittlungsfähigkeit zu bejahen. Diese Verfügung bestätigte das 
RA V mit Einspracheentscheid vom 12. Februar 2004. Die dagegen erho-
bene Beschwerde hiess das kantonale Verwaltungsgericht gut, wogegen 
das RA V Verwaltungsgerichtsbeschwerde ans EVG erheben lässt. 
Erwägungen: Materiell steht ausser Frage, dass die Vermittlungs-
fähigkeit für die Zeitspanne von nur gerade zweieinhalb Monaten zu 
verneinen ist. Streitig war, ob das RAV seine Beratungspflicht gemäss 
Art. 27 Abs. 2 ATSG verletzt hat, indem es den Versicherten nicht bereits 
anlässlich des Erstgesprächs vom 18. Dezember 2003 auf die mögli-
cherweise feh lende Vem1ittlungsfähigkeit aufmerksam gemacht hat. 
Die Unterlassung dieses Hinweises hat nach Auffassung des kantonalen 
Versicherungsgerichts dazu geführt, dass der Versicherte den Sprachauf-
enthalt gebucht (bzw. nicht verschoben) und damit Dispositionen getrof-
fen hatte, die er nicht ohne Nachteil wieder rückgängig machen konnte. 
Nach der älteren Rechtsprechung bestand keine umfassende Auskunfts-, 
Beratungs- und Belehrungspflicht der Behörden. Die Lehre vertritt in-
des die einhellige Auffassung, dass mit Art. 27 ATSG eine wesentlich 
weiter gehende Beratungspflicht stipuliert wird und die Bestimmung 
eine bedeutende Neuerung darstellt. Die Beratung bezweckt insbeson-
dere, die betreffende Person in die Lage zu versetzten, sich so zu verhal -
ten , dass eine den gesetzgeberischen Zielen des betreffenden Erlasses 
entsprechende Rechtsfolge eintritt. Aufgrund des Wortlauts sowie des 
genannten Zwecks der Norm steht mit Blick auf den in diesem Fall zu 
beurteilenden Sachverhalt fest, dass es aufjeden Fall zum Kern der Be-
ratungspflicht gehört, die versicherte Person darauf aufmerksam zu ma-
chen, dass ihr Verhalten (vorliegend: der Antritt des Auslandaufenthaltes 
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im Februar 2004) eine der Voraussetzungen des Leistungsanspruchs ge-
fährden könne. Unterbleibt eine Auskunft entgegen gesetzlicher Vor-
schrift und obwohl sie nach den im Einzelfall gegebenen Umständen 
geboten war, hat die Praxis dies der Erteilung einer unrichtigen Aus-
kunft gleichgestellt, was - nach den von Lehre und Rechtsprechung 
entwickelten Grundsätzen zum Vertrauensschutz - zu einer vom mate-
riellen Recht abweichenden Behandlung der Rechtsuchenden führen 
kann. Es sind keine Gründe ersichtlich, diese Gleichstellung von pflicht-
widrig unterbliebener Beratung und unrichtiger Auskunftserteilung 
nach der Kodifizierung einer umfassenden Beratungspflicht im ATSG 
aufzugeben. Die Voraussetzung, dass die Person die Unrichtigkeit der 
Auskunft nicht ohne weiteres erkennen konnte, ist für diese Konstellatio-
nen jedoch so zu modifizieren, dass die Person den Inhalt der unterblie-. 
benen Auskunft nicht kannte oder deren Inhalt so selbstverständlich 
war, dass sie mit einer anderen Auskunft nicht hätte rechnen müssen. 
Bemerkungen : Mit Art. 27 ATSG wurde versucht, die Zugäng-
lichkeit des komplexen und für Laien nur schwer durchschaubaren 
Sozialversicherungssystems zu verbessern, was im Interesse des 
Schutzes der Vers icherten sehr zu begrüssen ist. Der Entscheid ver-
stärkt die Wirkung von Art. 27 ATSG in massgeblicher Weise. Die 
Versicherungsträger werden künftig sehr viel Sorgfalt darauf verwen-
den, die Versicherten umfassend zu informieren und aufzuklären. 
Mag dies in einer ersten Phase auch zu einem erhöhten Verwaltungs-
aufwand führen, so dürfte sich die Investition mittelfristig lohnen, da 
Doppelspurigkeiten vermieden werden. In anderen Konstellationen 
wird die Rechtsprechung die genauen Rechtsfolgen einer Verletzung 
der Beratungspflicht allenfalls noch modifizieren müssen . Die Rich-
tung ist nun jedoch klar vorgegeben: Die Versicherten werden ins 
Zentrum aerückt und Rechtsverluste, die auf Unkenntnis der allfäl -
"' Iigen Anspruchsvoraussetzungen basieren, werden eher vermieden . 
3. Bemessung der Entschädigung für den unentgeltlichen Rechts-
beistand im so:ia!versicherungsrechtlichen Ve1jahren 
BGE 131 V 153 
Erwägungen: Gemäss Art. 37 Abs. 4 ATSG wird im Sozialver-
sicherungsverfahren der gesuchstellenden Person ein unentgeltlicher 
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Rechtsbeistand bewilligt, wo die Verhältnisse es erfordern. Damit 
wurde das Armenrecht im sozialversicherungsrechtl ichen Verwal-
tungsverfahren auf eine bundesrechtliche Grundlage gestellt. Weil 
das ATSG die Bemessung der Entschädigung nicht regelt, ist auf-
grund des Verweises in Art. 55 Abs . 1 ATSG das VwVG anwendbar. 
Konkrete Bemessungsgrundlage bildet damit Art. 65 Abs . 5 VwVG in 
Verbindung mit Art. 12a der Verordnung über Kosten und Entschädi-
gungen im Verwaltungsverfahren (VVKV) und Art. 3 Abs. 2 des Ta-
rifs über die Entschädigungen an die Gegenpartei für das Verfahren 
vor dem EVG (EVG-Tarif). Demnach ist das Anwaltshonorar ermes-
sensweise nach der Wichtigkeit der Streitsache, ihrer Schwierigkeit 
sowie dem Umfang der Arbeitsleistung und dem Zeitaufwand des 
Anwalts innerhalb einer Bandbreite von Fr. 500.- bis Fr. 7000.- zu 
bemessen. Ein gesamtschweizerisch vereinheitlichter Entschädi-
gungsansatz für den unentgeltlichen Rechtsbeistand im Sozialversi-
cherungsverfahren ist damit bundesrechtlich nicht zu beanstanden. 
Im damals gültigen Kreisschreiben über die Rechtspflege in der 
AHV, der IV, der EO und bei den EL (KSRP) wurde das Honorar für 
Juristen - vorbehältlieh besonderer Umstände - auf Fr. 160.- pro 
Stunde festgesetzt. Daraus, dass im neu anwendbaren EVG-Tarif das 
Kriterium des regionalen Stundenansatzes nicht enthalten ist und dass 
mit dem ATSG grundsätzlich eine Vereinfachung des Sozialversiche-
rungsverfahrens angestrebt wird, lässt sich folgern, dass unterschied-
liche kantonale Anwaltskostenstrukturen nicht mehr zu berücksichti-
gen sind. Hingegen muss der Wichtigkeit und der Schwierigkeit sowie 
dem Umfang der Arbeitsleistung weiterhin Rechnung getragen werden 
können. Ein einheitlicher Stundenansatz von Fr. 160.- Iiege jedoch am 
unteren Rand dessen, was vor dem Inkrafttreten des ATSG vom EVG 
als zulässig erachtet wurde. Ein solcher Ansatz führe dazu, dass bei 
gegebener Stundenzahl die Entschädigung unangemessen tief ausfalle 
oder dass im Hinblick auf das Honorar eine höhere Stundenzahl als 
gerechtfertigt berücksichtigt werde. Der von der Vorinstanz zugespro-
chene Stundenansatz von Fr. 200.- (zuzüglich Mehrwertsteuer) erweist 
sich im Ergebnis als bundesrechtskonform, auch wenn sich die Bemes-
sung zu Unrecht am kantonalen Tarif orientierte. 
Bemerkungen: Am I. Oktober 2005, also rund sieben Monate 
nach dem hier besprochenen Entscheid, trat die Neufassung des KRSP 
in Kraft, das in Rz. 2058 die folgende Anweisung enthält: «Soweit die 
kantonalen Bestimmungen zum Armenrechtshonorar keinen tieferen 
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Stundenansatz festlegen und vorbehältlieh besonderer Umstände 
werden die Kosten für Juristen bei maximal 200 Franken ... (exkl. 
Mwst) festgesetzt, .. . » Damit wurde zwar der vom EVG als angemes-
sen bezeichnete Stundensatz übernommen, gleichzeitig aber auch der 
Vorbehalt eines allenfalls tieferen kantonalen Armenrechtshonorars 
angebracht. Im Hinblick auf die nun bundesrechtlich geregelte Ent-
schädigungsfrage und die deutliche Aussage des EVG, dass kantonale 
Anwaltskostenstrukturen nicht mehr zu berücksichtigen seien, dürfte 
diese Relativierung des neu festgesetzten Stundenansatzes einer Prü-
fung durch das EVG kaum Stand halten. Anzumerken ist aber immer-
hin , dass der vereinheitlichte Stundensatz nur für das Verwaltungsver-
fahren gilt. Im kantonalen Beschwerdeverfahren gilt wiederum 
kantonales Recht , wobei ein jüngerer Leitentscheid des Bundesge-
richts auch für die kantonalen Stundentarife auf eine Anhebung der 
Ansätze hinwirkt (Urteil der II. öffentlich-rechtlichen Abteilung vom 
6. Juni 2006, 2P.l7 /2004, zur Publikation vorgesehen). 
4. Gutachten, Übersetzung 
BGE 127 V 219 Erw. 2 
Sachverhalt: Der französischsprachige Versicherte wohnt in 
einem französischsprachigen Amtsbezirk des Kantons Bern. Er wird 
in einer deutschsprachigen Medizinischen Abklärungsstelle (Medas) 
untersucht und das Gutachten wird in deutscher Sprache erstattet. Die 
IV-Stelle weigert sich , das Gutachten in die französische Sprache 
übersetzen zu lassen. 
Erwägungen: Das EVG sieht in der Weigerung der IV-Stelle, das 
Gutachten übersetzen zu lassen, grundsätzlich einen Verstoss gegen das 
Verbot der Diskriminierung wegen der Sprache und gegen die Spra-
chenfreiheit (Art. 8 Abs. 2 und Art. 18 BV). Das IV-Organ wird aufge-
fordert, dem Versicherten innert kurzer Frist eine Kopie des Gutachtens 
mit Übersetzung in die französische Sprache zuzustellen. 
BGE 128 V 34 
Sachverhalt: Entgegen dem Antrag eines in Genf wohnhaften 
Französisch sprechenden Versicherten mit portugiesischer Staats-
angehörigkeit wird das in italienischer Sprache verfasste Gutachten 
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der Medas Tessin nicht ins Französische übersetzt, sondern die IV-
Stelle weist das Leistungsbegehren materiell ab. In der Beschwerde 
macht der Versicherte eine Gehörsverletzung geltend. Das kantonale 
Gericht fordert mit Zwischenverfügung die IV-Stelle auf, das Gutach-
ten in die französische Sprache übersetzen zu lassen. Dagegen führt 
die IV-Stelle Verwaltungsgerichtsbeschwerde. 
Erwägungen: Unter Berücksichtigung des Territorialitätsprin-
zips der Amtssprachen in den Kantonen (Art. 70 BV) ist es zulässig, 
wenn das kantonale Gericht von der IV-Stelle die Übersetzung des für 
die Beurteilung wichtigen Gutachtens der Medas Tessin in die fran-
zösische Sprache als Amtssprache des Kantons Genf verlangt. 
BGE 131 V 35 
Erwägungen: Weder der Grundsatz der Gleichwertigkeit der 
Sprachen noch das Prinzip, wonach die Amtssprache zu gebrauchen 
ist, verbieten es den Mitarbeitern der IV-Stelle für Versicherte im 
Ausland, interne Mitteilungen in einer Landessprache zu verfassen, 
welche nicht die im Verkehr mit dem betroffenen Bürger verwendete 
Amtssprache ist. Zudem lässt sich aus den Bestimmungen der Verord-
nung (EWG) 1408/71 und der dazugehörigen Durchführungsverord-
nung, die beide im konkreten Fall aufgrund des Personenfreizügig-
keitsabkommens mit der EG und ihren Mitgl iedstaaten (FZA) 
Anwendung finden, kein Anspruch des Versicherten auf eine franzö-
sische Übersetzung eines in der Sprache des Aufenthaltsstaats (Spa-
nien) verfassten medizinischen Berichts ableiten. 
5. Akteneinsichtsrecht 
BGE 127 V 219 Erw. 1 
Erwägungen: Im Rahmen des Akteneinsichtsrechts darf während 
eines hängigen sozialversicherungsrechtlichen Verfahrens der Anspruch 
der versicherten Person auf Zustellung der Kopie eines Gutachtens nicht 
weniger weit gehen, als wenn sie den Anspruch gestützt auf das Bundes-
gesetz über den Datenschutz (DSG) ausserhalb eines Verfahrens geltend 
machen würde. Gernäss Art. 8 Abs. 5 DSG ist die Auskunft in der Regel 
schriftlich, in Fom1 eines Ausdrucks oder einer Fotokopie, sowie kos-
tenlos zu erteilen. Das muss auch für das Akteneinsichtsrecht im sozial-
versicherungsrechtlichen Verfahren gelten. 
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Bemerkungen: Eine entsprechende Regelung findet sich seit 
1. Januar 2003 in Art. 47 ATSG und Art. 8 f. ATSY. Auch wenn ge-
mäss Verordnungsrecht die Akteneinsicht grundsätzlich am Sitz des 
Versicherers oder seiner Durchführungsorgane zu gewähren ist, hat 
die versicherte Person auf Gesuch hin Anspruch auf Zustellung von 
Kopien, selbst wenn Art. 8 Abs. 2 Satz 2 ATSV nur davon spricht, dass 
der Versicherer Aktenkopien zustellen kann. 
6. F eststellungsve1jÜgung 
a) Anspruch auf eine Feststellungsverfügung betreffend 
das Beitragsstatut 
BGE 129 V 289 Erw. 2 
Erwägungen: Die Rechtsprechung anerkennt, dass in beson-
ders komplex gelagerten Fällen ein Anspruch auf eine Feststellungs-
verfügung betreffend das Beitragsstatut besteht. Das schutzwürdige 
Interesse an einer solchen Feststellungsverfügung wird etwa bejaht, 
wenn von den (allfälligen) Arbeitgebern nicht verlangt werden kann, 
ohne definitive Kenntnis über das Beitragsstatut der Beschäftigten 
diesen Sozialversicherungsbeiträge abzuziehen, was insbesondere 
bei einer sehr grossen Zahl von Betroffenen der Fall ist. Ein Unter-
nehmer, der zahlreiche Telefonberater beschäftigt, deren Zahl er nicht 
genau bezeichnet hat, hat kein schutzwürdiges Interesse an e iner sol -
chen Feststellung, zumal die Praxis einen vergleichbaren Fall von 
Telefonmarketing bereits entschieden hat und die entsprechende Pra-
xis publiziert ist. 
Bemerkungen: Die Praxis ist sehr zurückhaltend, wenn das 
Feststellungsinteresse für die Feststellung des Beitragsstatuts zu prü-
fen ist. Der vorliegende Entscheid liegt auf der Linie dieser Praxis. 
Nur in wirklich ausserordentlich gelagerten Fällen wird e in Interesse 
an der vorgängigen Feststellung des Beitragsstatuts bejaht. Es lassen 
sich zwar gute Gründe für diese zurückhaltende Auslegung anführen 
(z .B. Vermeidung von Scheinselbstständigkeit, Durchsetzung des mit 
den Sozialversicherungen angestrebten Schutzzwecks), doch würde 
ein etwas weiteres Verständnis des Feststellungsinteresses manchem 
Klein unternehmen, das die wirtschaftlichen Risiken einer Tätigkeits-
ausweitung abschätzen möchte, bei der konkreten Planung helfen. 
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Zudem entfällt ein Feststellungsinteresse wohl nicht schon deshalb, 
wenn- wie hier - zu einem ähnlich gelagerten Fall vor längerer Zeit 
ein (publizierter) Entscheid gefällt wurde, zumal die Abgrenzung 
zwischen selbstständiger und unselbstständiger Erwerbstätigkeit 
einem gewissen Wandel unterliegt. 
b) Schützenswertes Interesse 
BGE 130 V 388 Erw. 2.4 
Erwägungen: Die zum Begriff des schutzwürdigen Interesses 
gernäss Art. 25 Abs . 2 VwVG ergangene Rechtsprechung ist für die 
Auslegung des in Art. 49 Abs. 2 ATSG verwendeten Begriffs des 
«Schützenswerten Interesses» massgebend. 
Bemerkungen: Zusammen mit dem BGG wird am 1. Januar 
2007 auch das Verwaltungsgerichtsgesetz (VGG) in Kraft treten. Im 
Anhang des VGG wird auch das VwVG einer grösseren Revision un-
terzogen. Obwohl sich bezüglich des Anspruchs auf eine Feststel-
lungsverfügung eine gewisse Änderung ergibt (Art. 25a VwVG sieht 
neu den Anspruch auf eine Feststellungsverfügung bei Realakten vor, 
sofern ein schützensweites Interesse gegeben ist), bleibt Art. 25 Abs. 
2 VwVG, auf den der besprochene Entscheid verweist, unverändert. 
Es ist jedoch zu erwarten, dass sich die Praxis in den nächsten Jahren 
im Hinblick auf Art. 25a VwVG vermehrt mit der Frage befassen 
wird, wann ein schutzwürdiges Interesse vorliegt. Es ist nicht auszu-
schliessen, dass die neuere Praxis weniger restriktiv sein wird als die 
bisherige. Gerade auch im Hinblick auf mögliche Anpassungen der 
Rechtsprechung ist auch von Bedeutung, dass das Vorliegen des Fest-
stellungsinteresses der gerichtlichen Kontrolle unterliegt, d.h. ein 
kantonales Verwaltungsgericht auf eine zu Unrecht ergangene Fest-
stellungsverfügung eintreten und diese allenfalls aufheben muss, 
wenn das Feststellungsinteresse zu verneinen ist (BGE 129 V 289, 
dazu hinten III. 2. d). 
c) Gegenstand der Feststellungsverfügung 
BGE 130 V 388 Erw. 2.5 
Erwägungen: Feststellungsverfügungen im Sinn von Art. 5 
Abs. I Bst. b VwVG und Art. 49 Abs. 2 ATSG haben -gleich wie 
Gestaltungs- und Leistungsverfügungen- stets individuelle und kon-
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kreteRechte und Pflichten (d.h. Rechtsfolgen) zum Gegenstand. Auch 
mit Feststellungsverfügungen können nur Rechtsfragen geklärt, nicht 
aber Tatsachenfeststellungen getroffen werden. 
7. Eröffnung der Rentenverfügung der IV-Stelle an alle 
in Betracht fallenden Vorsorgeeinrichtungen 
BGE 129 V 73 
Erwägungen: Bis zu diesem Entscheid hatte die Rechtspre-
chung offen gelassen, ob den Vorsorgeeinrichtungen von Amtes we-
gen eine Verfügung der IV-Stelle zuzustellen sei, wie dies für die 
Unfallversicherer, die Militärversicherung und die Krankenkassen 
bereits in aArt. 76 IVV vorgeschrieben war. In diesem Fall nun war 
zu prüfen, ob der unterbliebene Einbezug der Vorsorgeeinrichtung in 
das vorangehende IV-Verfahren eine Verbindlichkeitswirkung der 
dort getroffenen Feststellungen und Beurteilungen aus formellen 
Gründen ausschliesst. Ausgegangen wurde von einem zentralen Ge-
halt des Anspruchs auf rechtliches Gehör (Art. 29 Abs. 2 BV): In 
einem Rechtsstaat muss ein Rechtssubjekt eine Rechtsfo lge gegen 
sich nur gelten lassen, wenn es vorgängig dazu angehört worden ist. 
Mit dieser rechtsstaatliehen Minimalanforderung eines fairen Verfah-
rens ist es nicht vereinbar, dass eine Vorsorgeeinrichtung die von der 
IV-Stelle vorgenommene Festlegung des Invaliditätsgrades und des 
Eintritts der invalidisierenden Arbeitsunfähigkeit im Bereich der ob-
ligatorischen beruflichen Vorsorge kraft Verbindlichkeitswirkung 
grundsätzlich gegen sich gelten lassen muss, ohne in das Verfahren 
der IV-Stelle einbezogen worden zu sein . Daran ändert auch das Kor-
rektiv der fehlenden Bindung bei offensichtlicher Unhaltbarkeit des 
IV-Entscheids nichts. 
Bemerkungen: Für diesen Entscheid war Art. 49 Abs. 4 ATSG 
noch nicht massgeblich. Vielmehr leitete das EVG direkt aus dem 
Anspruch auf rechtliches Gehör den in dieser Bestimmung enthal-
tenen Grundsatz ab, was den Erwägungen einen über Art. 49 Abs. 4 
ATSG hinausweisenden Charakter verleiht. 
Mit dem Inkrafttreten der - rechtsstaatlich fragwürdigen- Re-
vision des IV-Verfahrens am 1. Juli 2006 ist das mit dem ATSG ein-
geführte Einspracheverfahren in der IV bereits wieder abgeschafft 
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worden. Entsprechend den Ausführungen im besprochenen Entscheid 
sind die in Betracht fallenden Vorsorgeeinrichtungen demnach in das 
Vorbescheidverfahren gernäss Art. 57a IVG einzubeziehen , wenn sie 
in der Folge an den Rentenentscheid gebunden werden sollen. Art . 57a 
Abs . 2 IVG sieht denn auch den Einbezug von Versicherungsträgern, 
deren Leistungspflicht durch den Entscheid der IV-Stelle berührt 
wird, ausdrücklich vor. 
8. Rückkommen auf einefaktische Ve1jügung 
BGE 129 V 110 
Erwägungen: Auf unangefochtene formelle Verfügungen, die 
noch nicht in Rechtskraft erwachsen sind, darf die Verwaltung wäh-
rend der Rechtsmittelfrist zurückkommen, ohne dass die nach Eintritt 
der Rechtskraft erforderlichen Voraussetzungen der Wiedererwägung 
oder der prozessualen Revision erfüllt sein müssen. Bei faktischen 
Verfügungen wie beispielsweise Bezügerabrechnungen verfügt die 
Behörde über keinen längeren Zeitraum für ein voraussetzungsloses 
Zurückkommen. Es würde gegen die Rechtsgleichheit verstossen, 
wenn Empfänger einer bloss faktischen Verfügung länger als die 
Empfänger einer formellen Verfügung mit dem voraussetzungslosen 
Zurückkommen auf den Bescheid rechnen müssten. Hinsichtlich der 
Beanstandung des Verwaltungshandeins durch die betroffene Person 
ist dagegen eine unterschiedliche Behandlung von formeller und fak -
tischer Verfügung im Hinblick auf die Rechtsgle ichheit geradezu ge-
boten, da die faktische im Gegensatz zur formellen Verfügung nicht 
mit einer Rechtsmittelbelehrung versehen ist und die betroffene Per-
son somit nicht davon ausgehen muss, dass für die Beanstandungen 
lediglich der Zeitraum der Rechtsmittelfrist zur Verfügung steht. 
9. Abgrenzung von Endve1:{ügungen zu prozess- und verfahrens-
leitenden Veifügungen 
BGE 131 V 42 
Sachverhalt: Eine Ausgleichskasse verweigerte im Februar 
2003 das Eintreten auf einen im Januar 1999 gestellten Antrag auf 
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Erlass von Rückzahlungen. Das Nichteintreten auf den Antrag wurde 
mit der mangelhaften Kooperation des Versicherten begründet, der 
trotz zwei Aufforderungen nicht zur Ergänzung der Akten beigetragen 
hatte. Das vom Versicherten entsprechend der Rechtsmittelbelehrung 
angerufene Gericht bestritt seine Zuständigkeit und überwies die Sache 
an die Ausgleichskasse zur Behandlung als Einsprache. Dagegen erhob 
die Ausgleichskasse Verwaltungsgerichtsbeschwerde mit dem Antrag, 
der Entscheid des kantonalen Gerichts sei aufzuheben und dieses sei für 
die Behandlung der Beschwerde für zuständig zu erklären. 
Erwägungen: Die massgebliche Frage ist, ob die Nichteintre-
tensverfügung der Ausgleichskasse direkt beim kantonalen Gericht 
anfechtbar ist oder ob es sich um eine Verfügung handel t, gegen wel-
che zunächst Einsprache bei der verfügenden Instanz erhoben werden 
muss. Laut Art. 52 Abs. 1 ATSG kann gegen Verfügungen innerhalb 
von 30 Tagen bei der verfügenden Stelle Einsprache erhoben werden; 
davon ausgenommen sind prozess- und verfahrensleitende Verfü-
gungen. Laut Art. 56 Abs. 1 ATSG steht gegen diese die Beschwerde 
ans kantonale Gericht zur Verfügung, da gegen sie die Einsprache 
ausgeschlossen ist. Das EVG befand, dass eine Nichteintretensverfü-
gung, mit der die Verweigerung der Mitwirkung sanktioniert werde, 
dem Verwaltungsverfahren ein Ende setze, indem die Anträge der er-
suchenden Partei als nicht zulässig erklärt würden. Damit stelle sie 
eine Endverfügung dar und sei nicht als prozess- oder verfahrenslei -
tende Verfügung im Sinn von Art. 52 Abs. 1 ATSG zu qualifizieren. 
Die Überweisung der Beschwerde an die Ausgleichskasse zur Be-
handlung als Einsprache sei damit zu Recht erfolgt. 
10. Streitigkeiten zwischen Unfallversicherern über 
die Leistungspflicht 
BGE 127 V 176 
Erwägungen : Ist zwischen zwei anerkannten UVG-Versiche-
rern die Leistungspflicht hinsichtlich geltend gemachter Leistungen 
einer versicherten Person strittig, kann der angegangene Versicherer 
seine Leistungspflicht nicht mit Verfügung verneinen, da er über seine 
Zuständigkeit nicht hoheitlich entscheiden kann . Vielmehr muss er 
gernäss Art. 78a UVG an das Bundesamt für Sozialversicherung ge-
langen, welches über die Zuständigkeit verfügungsweise befindet. 
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Bemerkungen: Obschon die entsprechende Bestimmung bereits 
am 1. Januar 1994 in Kraft getreten ist, beschäftigte die Frage des 
Rechtsweges in diesem Fall von 1995 bis 2001 mehrere Instanzen, bis 
das EVG den k lärenden Entscheid gefällt hat. Immerh in hat das Urteil 
auch für die Zeit nach dem I. Januar 2003 Bedeutung, denn gernäss 
Art. I Abs. 2 Bst. c UVG ist das ATSG auf das Verfahren gernäss 
Art. 78a UVG nicht anwendbar. 
II. Einspracheverfahren 
I . Legitimation zur Erhebung einer Einsprache 
a) Keine Legitimation des Arbeitgebers gegen eine den 
IV-Rentenanspruch verneinende Verfügung 
BGE 130 V 560 
Sachverhalt: Die SBB als Arbeitgeberio erhoben Einsprache 
gegen den abweisenden Rentenentscheid betreffend einen Mitarbei-
ter, worauf die Verwaltung nicht eintrat . Das Verwaltungsgericht hiess 
die dagegen erhobene Beschwerde gut und wies die Sache zur mate-
riellen Beurteilung zurück. Das EVG hiess die von der IV-Stelle er-
hobene Verwaltungsgerichtsbeschwerde gut. 
Erwägungen: Gernäss Art. 52 Abs. 1 ATSG kann gegen Verfü-
gungen, mit Ausnahme der prozess- und verfahrensleitenden Ent-
scheide, Einsprache erhoben werden. Aus dem Grundsatz der Einheit 
des Verfahrens ergibt sich, dass die entsprechenden Voraussetzungen 
nicht enger umschrieben werden dürfen als im nachfolgenden gericht-
lichen Beschwerdeverfahren. Im Hinblick auf die mit der Einführung 
des Einspracheverfahrens bezweckte nochmalige Überprüfung der Sa-
che durch die Verwaltung vor einer allfälligen Inanspruchnahme der 
Gerichte rechtfertigt es sich nicht, die Legitimationsvoraussetzungen 
für die Einsprache weiter zu fassen als für das kantonale Beschwerde-
verfahren nach Art. 59 ATSG. Danach ist zur Beschwerde berechtigt, 
wer ein schutzwürdiges Interesse an der Aufhebung oder Änderung des 
angefochtenen Aktes hat. Dieser unbestimmte Rechtsbegriff ist ebenso 
auszu legen wie fürdas bundesrechtliche Verwaltungsgerichtsbeschwer-
deverfahren nach Art. 103 Bst. a OG. Das EVG erachtete den Umstand, 
dass die SBB als Arbei tgeberio im Fall der Zusprechung einer Rente 
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von ihrer Pflicht zur Lohnfortzahlung teilweise befreit werde, zwar als 
wirtschaftliches Interesse, das jedoch bei einer Drittbeschwerde «pro 
Adressat» für sich allein nicht genüge, um die Legitimation zu begrün-
den. Vielmehr sei zusätzlich erforderlich, dass der Beschwerdegegnerin 
ein unmittelbarer Nachteil erwachse. Die Rechtsprechung habe bei Ar-
beitgebern in der Arbeitslosen- und obligatorischen Unfallversicherung 
sowie im Fall einer für das Personal abgeschlossenen Krankentaggeld-
versicherung die Legitimation bejaht, wei l neben den direkten Auswir-
kungen des Entscheids auf die Leistungspflicht gegenüber der versi-
cherten Person ein enger Zusammenhang der jeweiligen Versicherung 
mit dem konkreten Arbeitsverhältnis bestanden habe, was bei der Inva-
lidenversicherung als Volksversicherung nicht der Fall sei. Zur Stüt-
zung dieses Standpunkts verweist das EVG auf Art. 66 Abs . 1 IVV, der 
die zur Geltendmachung des Anspruchs berechtigten Personen nennt 
und die zur Lohnfortzahlung verpflichteten Arbeitgeber nicht aufführt. 
Bemerkungen: Aufgrund der seit dem I. Juli 2006 geltenden 
Neuordnung des IV-Verfahrens ist dieser Entscheid für die IV nicht 
mehr praxisbildend, da die Einsprache abgeschafft worden ist. Der Ar-
beitgeber ist - sinngernäss auf der Linie dieses Entscheids- auch nicht 
in das Vorbescheidsverfahren der IV einzubeziehen, da Art. 57a Abs. 2 
IVG nur die Anhörung von Versicherungsträgern vorsieht. Hingegen 
sind die Erwägungen in allen Versicherungszweigen von Bedeutung, in 
denen das Einspracheverfahren vorgesehen ist. Für diese Verfahren 
stellt sich die Frage, ob sich die Auslegung der Legitimationsvorausset-
zungen gemäss Art. 59 ATSG mit dem lokrafttreten des BGG verän-
dern wird. In Art. 89 Abs. I Bst. b BGG wird verlangt, dass eine Partei 
vom angefochtenen Entscheid «besonders berührt» sein muss, wogegen 
laut Art. 103 Bst. a OG genügt, wenn eine Partei «berührt» ist. Eine-
keinesfalls zu wünschende - Interpretation, welche die Neuformulie-
rung dieser Legitimationsvoraussetzung enger als bisher versteht, wür-
de mittelfristig auch auf die Legitimation gemäss Art. 59 ATSG und 
sodann auf die Legitimation zur Einsprache zurückwirken. 
b) Keine Legitimation des Arbeitgebers zur Einsprache gegen 
die Rentenverfügung des Unfallversicherers 
BGE 131 V 298 
Erwägungen: Gleich wie bei einer eine Rentenverweigerung 
der Invalidenversicherung betreffenden Verfügung (siehe BGE 130 V 
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560, dazu soeben a) ist der Arbeitgeber nicht legitimiert, gegen eine 
Verfügung über die Zusprechung einer Rente des Unfallvers icherers 
Einsprache zu erheben. 
c) Keine Legitimation des Unfallversicherers bei Verfügungen der 
IV-Stelle über den Rentenanspruch oder den Invaliditätsgrad 
BGE 131 V 362 
Erwägungen: Erlässt ein Versicherungsträger eine Verfügung, 
welche die Leistungspflicht eines anderen Trägers berührt, so hat er laut 
Art. 49 Abs. 4 ATSG die Verfügung auch diesem zu eröffnen. Art. 49 
Abs. 4 ATSG entspricht inhaltlich dem bis zum Inkrafttreten des ATSG 
geltenden Art. 129 UVY. Es bestehen keine Anhaltspunkte in den Mate-
rialien, dass der Gesetzgeber an der Rechtsprechung zur fehlenden Bin-
dungswirkung der Invaliditätsschätzung der Invalidenversicherung für 
die Unfallversicherung etwas ändem oder die Rechtsmittelbefugnis des 
Unfallversicherers im Verwaltungs- und erstinstanzliehen Verwaltungs-
gerichtsbeschwerdeverfahren betreffend eine Rente der Invalidenversi-
cherung erweitem wollte. Mangels «Berühitseins» im Sinn von Art. 49 
Abs. 4 ATSG ist somit der Unfallversicherer nicht zur Einsprache gegen 
die Verfügung oder zur Beschwerde gegen den Einspracheentscheid der 
IV-Stelle über den Rentenanspruch als solchen oder den Invaliditätsgrad 
berechtigt und die Invaliditätsschätzung der Invalidenversicherung ent-
faltet ihm gegenüber keine Bindungswirkung. 
Bemerkungen: Der Entscheid ist vor allem für die Koordination 
der Unfall - und der Invalidenversicherung von grosser Bedeutung. Er 
knüpft an die Praxis an, die vor dem Inkrafttreten des ATSG begründet 
wurde, und lässt die Chance ungenutzt, mit einer etwas grasszügigeren 
Interpretation des «Berührtseins» in Art . 49 Abs. 4 ATSG bereits im 
Rahmen des Einspracheverfahrens eine bessere verfahrensmässige Ko-
ordination zwischen den beiden Versicherungszweigen zu erreichen. 
2. Aufschiebende Wirkung von Einsprachen und Beschwerden 
gegen Einspracheentscheide über die Rückerstattung unrecht-
mässiger Ergänzungsleistungen 
BGE 130 V 407 
Erwägungen: Bis zu diesem Entscheid hatte das EVG noch nie 
zu beurteilen, ob Beschwerden gegen Verfügungen über die Rück-
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forderung sozialversicherungsrechtlicher Geldleistungen oder deren 
Erlass die aufschiebende Wirkung entzogen werden kann. Laut 
Art. 9b ELG ist Art. 97 AHVG sinngernäss anwendbar. Nach dieser 
Bestimmung kann die Ausgleichskasse in ihrer Verfügung einer all-
fälligen Beschwerde die aufschiebende Wirkung entziehen, auch 
wenn die Verfügung auf eine Geldleistung gerichtet ist. Zwar ist 
nach der Ansicht des Gerichts auch die Rückforderung einer zu Un-
recht bezogenen Ergänzungsleistung eine auf Geldleistung gerichte-
te Verfügung, doch ergibt sich aus der Entstehungsgeschichte der 
Norm, der Möglichkeit des Erlasses der Rückforderung (siehe Art. 
25 Abs . 1 Satz 2 ATSG) sowie den einschlägigen Verwaltungswei-
sungen, dass Rückerstattungen nicht als Geldleistungen im Sinn von 
Art. 97 AHVG gelten . Demnach gilt für die Rückforderung unrecht-
mässig bezogener Leistungen der allgemeine Grundsatz gernäss 
Art. 55 Abs . 1 und 2 VwVG e contrario sowie Art. 111 Abs. 1 OG, 
dass Einsprachen und Beschwerden gegen Einspracheentscheide, 
die zu einer Geldleistung verpflichten, unabdingbar aufschiebende 
Wirkung zukommt. 
3. Parteientschädigung im Einspracheve1jahren 
BGE 130 V 570 
Erwägungen : Laut Art. 52 Abs . 3 Satz 2 ATSG werden im Ein-
spracheverfahren in der Regel keine Parteientschädigungen zuge-
sprochen . Die Formulierung dieses Satzes geht auf den Vorschlag der 
nationalrätlichen Kommission zurück, welche den bis dahin vorgese-
henen grundsätzlichen Ausschluss einer Parteientschädigung im Ein-
spracheverfahren für bestimmte Fälle relativieren wollte. Nach der in 
den Gesetzesmaterialien belegten Intention sollte der Einsprecher, 
der nicht über die erforderlichen Mittel verfügt, um die Anwaltskos-
ten selbst zu tragen, und der im Fall des Unterliegens die unentgelt-
liche Verbeiständung beanspruchen könnte (Art. 37 Abs. 4 ATSG), 
bei Obsiegen vom unterliegenden Versicherungsträger entschädigt 
werden. Da im konkreten Fall keine Prozessarmut vorgelegen hat, 
wurde der Anspruch auf Parteientschädigung verneint. Es wurde je-
doch offen gelassen, ob mit Art. 52 Abs. 3 Satz 2 ATSG auch Ausnah-
men vorbehalten seien, in denen gestützt auf Art. 8 BV ein Anspruch 
auf Parteientschädigung anzuerkennen sei, oder ob das Vorliegen 
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ausgestaltet sein, dass es die durch die Gemeinschaftsrechtsordnung ver-
liehenen Rechte praktisch unmöglich macht oder übermässig erschwert 
(Grundsatz der Effektivität). Da die Rechtsakte, auf die Anhang II des 
FZA verweist, keine Verfahrensnormen für das sich stellende Problem 
enthalten, bestimmt sich die Fristberechnung nach schweizerischem 
Recht, soweit dieses nicht gegen die Grundsätze der Gleichwe1tigkeit 
und Effektivität verstösst. Da die Modalitäten für alle Beschwerdever-
fahren vor Bundesgericht in Alt. 32 OG in Verbindung mit Art. I des 
Bundesgesetzes vom 21. Juni 1963 über den Fristenlauf an Samstagen 
gleich geregelt sind, unabhängig davon, ob es sich um einen rein inner-
staatlichen oder einen Sachverhalt mit Auslandbezug handelt, liegt kein 
Verstoss gegen den Grundsatz der Gleichwertigkeit vor. Ebenso verstos-
sen Rechtsmittelfristen nicht gegen den Grundsatz der Effektivität. Im 
konkreten Fall bestimmt sich damit die Rechtsmittelfrist nach den Be-
stimmungen des OG, weshalb die erst am 6. Juli 2003 der Post überge-
bene Verwaltungsgerichtsbeschwerde verspätet ist. 
b) Zuständigkeit 
aa) Sachliche Zuständigkeit bei verweigerter Akteneinsicht 
BGE 127 V 219 Erw. 1a 
Erwägungen: Ist das Akteneinsichtsrecht oder dessen Umfang 
im Rahmen e ines hängigen sozialversicherungsrechtlichen Verfah-
rens strittig, in welchem Leistungsansprüche geltend gemacht wer-
den, ist zur Beurteilung der Streitfrage das Sozialversicherungsgericht 
sachlich zuständig und nicht das nach dem Bundesgesetz über den 
Datenschutz zuständige Gericht. V gl. auch vorne I. 5. 
bb) Zuständigkeit für Rechtsverweigerungsbeschwerden 
BGE 130 V 90 Erw. 2 
Erwägungen : Mit dem lnkrafttreten des ATSG ist die Recht-
sprechung hinfällig geworden, wonach eine Beschwerde wegen 
Rechtsverweigerung beim Bundesamt für Sozialversicherung einzu-
reichen ist. Art. 56 Abs. 2 ATSG sieht ausdrücklich vor, dass die 
Rechtsverweigerung Gegenstand einer Beschwerde an das zuständige 
kantonale Versicherungsgericht bilden kann . 
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cc) Zuständigkeit und Verfahren zur Geltendmachung der 
Differenzzahlungspflicht gernäss Art. 41 Abs . 3 KVG 
BGE 130 V 215 Erw. 5 
Erwägungen: Die Kantone können trotz der sozialversiche-
rungsrechtlichen Natur der Verpflichtung in Bezug auf ihre Differenz-
zahlungen nach Art. 41 Abs . 3 Satz 1 KVG nicht als Versicherer im 
Sinn von Art. li ff. KVG gelten. Streitigkeiten zwischen Versicherern 
und Kantonen im Rahmen dieser Gesetzesbestimmung lassen sich 
folgerichtig nicht unter Art. 1 Abs. 2 Bst. d KVG subsumieren. Die 
Regelung der Zuständigkeit und des Verfahrens zur Geltendmachung 
und allenfalls gerichtlichen Durchsetzung des Anspruchs auf Diffe-
renzzahlung nach Art. 41 Abs. 3 Satz 1 KVG auf kantonaler Ebene ist 
auch nach dem Inkrafttreten des ATSG weiterhin grundsätzlich Sache 
der Kantone. Das Verfahren darf indes nicht in der Weise ausgestaltet 
sein, dass die Durchsetzung des bundesrechtlichen Differenzzah-
lungsanspruchs übermässig erschwert oder gar vereitelt wird. 
c) Ordentliche Zusammensetzung der kantonalen Beschwerde-
instanz 
BGE 129 V 335 
Sachverhalt: Im Mai 2001 lehnte die AHV- und IV-Rekurskom-
mission des Kantons Genf den Rekurs gegen einen Entscheid der IV-
Stelle ab. Dem Rubrum dieses Entscheids liess sich entnehmen, dass 
einer der fünf urteilenden Richter entschuldigt (excuse) sei . Das an-
wendbare Verfahrensreglement, das vom Genfer Staatsrat erlassen 
worden ist, sieht die Möglichkeit einer solchen Entschuldigung vor. 
Erwägungen: Das Genfer Einführungsgesetz zur AHV sieht 
vor, dass die zuständige Rekurskommission in einer Besetzung von 
fünf Mitgliedern zu tagen hat. Trotz einer Bestimmung des gleichen 
Gesetzes, welche eine Delegation der Kompetenz zum Erlass eines 
Reglements für die kantonale Rekurskommission im AHV- und IV-
Bereich an den Genfer Staatsrat enthält, bleibt kein Raum für eine 
derogatorische Regelung geringeren Ranges, welche für eine Bera-
tung lediglich ein Quorum vorsieht. Selbst wenn ein Gerichtsmitglied 
entsprechend dem anwendbaren Reglement entschuldigt war, wies 
das Gericht in der Besetzung mit nur vier Mitgliedern keine gesetzes-
konforme Zusammensetzung auf, was eine Verletzung von Art. 30 
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Abs. 1 BV darstellt und die Aufhebung des kantonalen Entscheids 
nach sich zieht. 
Bemerkungen: Die Bedeutung dieses Entscheides weist über das 
Sozialversicherungsrecht hinaus. Gegenstand der Erwägungen bilden 
in erster Linie das Legalitätsprinzip und die Gewaltentei lung im Zu-
sammenhang mit dem Anspruch auf ein konekt besetztes Gericht. 
d) Ausstand 
BGE 128 V 82 
Sachverhalt: Gegen eine Verfügung, mit welcher ein Rentenge-
such abgewiesen worden ist, lässt ein Versiche:.ter durch seinen Anwalt 
Beschwerde führen. Er beantragt vorweg die Ubersetzung des von der 
IV-Stelle bei der Medas Tessin in italienischer Sprache eingeholten 
Gutachtens in die französische Sprache. Das Gericht entspricht diesem 
Antrag und fordert die IV-Stelle auf, das Gutachten auf eigene Kosten 
übersetzen zu Jassen. Die IV-Stelle führt Verwaltungsgerichtsbeschwer-
de und macht geltend, das Gerichtsmitglied L. sei befangen gewesen. 
Der nebenamtliche Richter L. habe in einem Parallelverfahren al~ An-
walt eines Versicherten mit dem gleichen Rechtsstandpunkt die Uber-
setzung eines Gutachtens verlangt (vgl. vorne I. 4). 
Erwägungen: Gemäss EVG kann allein aufgrund der Tatsache, 
dass ein Gerichtsmitglied auch als Rechtsanwalt Fälle vor diesem Ge-
richt vertritt, in der Regel die gemäss Art. 30 Abs .. 1 BV und Ar_t. 6 
Ziffer 1 EMRK erforderliche Unparteilichkeit des Richters noch mcht 
in Zweifel gezogen werden. Da das Gerichtsmitglied aber als Anwalt 
in einem anderen, praktisch gleichzeitig anhängig gemachten Verfah-
ren den oleichen Rechtsstandpunkt vertreten hat, muss er al s Ge-
richtsmit;lied als befangen erachtet werden. Das kantonale Urteil 
wird deshalb aufgehoben. 
Bemerkungen: Bemerkenswerterwei se hat das EVG die Befan-
genheit bejaht, obschon im Urteil, in welchem die fünf Richter er-
wähnt werden, das betreffende Gerichtsmitglied als abwesend be-
zeichnet wird und für eine rechtsgenügliche Spruchbehörde nach dem 
Prozessrecht des Kantons Genf die Anwesenheit von vier Gerichts-
mito!iedern oenügt (siehe nun aber BGE 129 V 335, dazu soeben c). 
Aufgrund d; Tatsache, dass der betreffende Richter im Urteilskopf 
(wenn auch als abwesend) aufgeführt ist, hat das EVG gefolgert, es 
könne nicht mit genügender Sicherheit ausgeschlossen werden, dass 
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dieser Richter nicht in irgendeiner Form im Verlaufe des Verfahrens 
interveniert habe. Alle diese Schwierigkeiten Iiessen sich einfach ver-
meiden, wenn das kantonale Prozessrecht die Wahl praktizierender 
Rechtsanwälte als Gerichtsmitglieder ausschliesst oder wenn es ih-
nen bei zulässiger Gerichtsmitgliedschaft mindestens verbietet vor 
diesem Gericht als Anwalt aufzutreten. ' 
e) Zeitlich massgeblicher Sachverhalt 
BGE 130 V 138 Erw. 2 
Erwägungen : Das Sozialversicherungsgericht beurteilt die Ge-
setzmässigkeit der Verwaltungsverfügungen in der Regel nach dem 
Sachverhalt, der zur Zeit des Verfügungserlasses gegeben war. Seit-
herige Veränderungen von Tatsachen bilden demnach im Normalfall 
Gegenstand einer neuen Verwaltungsverfügung. Ausnahmsweise 
kann das Gericht aus prozessökonomischen Gründen auch die Ver-
hält~isse ~ach Erlass der Verfügung in die richterliche Beurteilung 
mi_tembeziehen und zu deren Rechtswirkungen über den Verfügungs-
zeitpunkt hmaus verbindlich Stellung beziehen, mithin den das Pro-
zessthema bildenden Streitgegenstand in zeitlicher Hinsicht ausdeh-
?e~ . Eine solche Ausdehnung des richterlichen Beurteilungszeitraums 
ISt mdessen - analog zu den Voraussetzungen e iner sachlichen Aus-
deh~ung des Verfahrens auf eine ausserhalb des durch die Verfügung 
bestimmten Rechtsverhältnisses liegende spruchreife Fraoe- nur zu-
lässig, wenn der nach Erlass der Verfügung e ingetrete;e, zu einer 
n_~uen rechtlichen Beurteilung der Streitsache ab jenem Zeitpunkt 
fuhrende Sachverhalt hinreichend genau abgeklärt ist und die Verfah-
rensrechte der Parteien , insbesondere deren Anspruch auf rechtliches 
Gehör, respektiert worden sind. Diese Voraussetzungen waren im 
konkreten Fall vor Sozialversicherungsgericht nicht erfüllt, da dieses 
für die nach dem Zeitpunkt der angefochtenen Verfügung liegenden 
Tatsachen auf ~nterlagen abstellte, zu denen keine Prozesserklärung 
der Gegenpartei vorlag, weshalb der angefochtene Entscheid aufzu-
heben war, soweit er sich auf Tatsachen bezog, die nach dem Verfü-
gungszeitpunkt eingetreten waren. 
Bemerkung: Die wiedergegebenen Erwägungen sind nicht neu 
und liegen auf der Linie der bisherigen Praxis. Die Bedeutuno des 
Entscheids liegt vorab darin, dass die Grundsätze nun auch unt:r der 
Geltung des ATSG bestätigt worden sind. 
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f) Anfechtungs- und Streitgegenstand bei einem durch mehrere 
Verfügungen geregelten Rechtsverhältnis 
BGE 131 V 164 
Erwägungen: Hinsichtlich des Anfechtungs- und Streitgegen-
standes macht es keinen Unterschied, ob die rückwirkende Zuspre-
chung einer abgestuften und/oder befristeten Invalidenrent~ in einer 
oder in mehreren Verfügungen gleichen Datums eröffnet w1rd. Auch 
wenn mehrere Verfüaungen erlassen werden, liegt im Wesentlichen 
b . 
ein einziges Rechtsverhältnis vor, welches durch die Höhe der LeiS-
tung und die Anspruchsperiode definiert wird. 
g) Unterschriftserfordernis auf Zwischenverfügungen betreffend 
unentgeltliche Verbeiständung 
BGE 131 V 483 
Sachverhalt: Eine Zwischenverfügung des Präsidenten des 
kantonalen Versicherungsgerichts, die dem Versicherten wegen Aus-
sichtslosigkeit der Beschwerde die unentgeltliche Verbeiständung 
verweigerte, wurde nur vom Gerichtsschreiber unterzeichnet, w~.be1 
dieser im Auftrag des Präsidenten gehandelt hatte . Das EVG prufte 
vorab, ob die Zwischenverfügung ohne präsidiale Unterschrift über-
haupt formelle Gültigkeit habe. . 
Erwägungen: In der Lehre ist umstritten, ob das ErforderniS der 
Schriftlichkeit auch die Unterzeichnung von Verwaltungsakten durch 
ein zuständiges Behördenmitglied umfasst. Zwischenverfügungen 
kantonaler Versicherungsgerichte über die Verweigerung der unent-
geltlichen Rechtspflege können indes den Verwaltungsakten nicht 
gleichgestellt werden, da sie von einer gerichtlichen Behörde erlassen 
werden hinsichtlich welcher ein Anspruch auf Bekanntgabe der per-
sonelle~ Besetzung besteht. Bei gerichtlichen Entscheiden hat die 
Unterschrift des Einzelrichters oder- bei Kollegialgerichten- dieje-
nige des zur Unterzeichnung befugten Gerichtsmitglieds die Funk-
tion in authentischer Weise die tatsächliche Mitwirkung der ru-
brizierten Richterpersonjen zu bezeugen. Die Unterschrift des 
Präsidenten oder des Einzelrichters stellt im Interesse der Rechts-
sicherheit ein Gültiakeitserfordernis dar. Mit der handschriftlichen 
Unterzeichnung des
0 
Erkenntnisses wird die formelle Richtigkeit der 
Ausfertigung und deren Übereinstimmung mit dem vom Gericht ge-
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fassten Entscheid bestätigt. Die fehlende Unterschrift des Gerichts-
präsidenten auf der im Streit liegenden Zwischenverfügung stellt 
demnach einen nicht heilbaren Formmangel dar. 
Bemerkungen: Das Ergebnis des Entscheids erstaunt. Weder in 
der Lehre noch in der bisherigen Rechtsprechung wird die Notwen-
digkeit der richterlichen Unterschrift auf gerichtlichen Zwischenver-
fügungen als zwingend postul iert. Auch Art. 61 lit. h ATSG verlangt 
nur die schriftliche Eröffn ung der Entscheide und die Nennung der 
Namen der Mitglieder des Versicherungsgerichts. Hat auch die Argu-
mentation des EVG aus formellen Gründen etwas für sich, so steht sie 
doch im Widerspruch zur - bislang nicht bemängelten - Praxis vieler 
Gerichte, derartige Verfügungen nur vom Gerichtsschreiber unter-
zeichnen zu lassen. Alle diese Gerichte werden nun ihre Praxis anpas-
sen müssen, wobei kaum davon auszugehen ist, dass sich die Qualität 
der Entscheide durch die richterliche Unterschrift verbessert. Es kann 
dahingestellt bleiben, ob richterlich unterzeichnete Akte in Zukunft 
auf mehr Akzeptanz bei den Betroffenen stossen also solche, die le-
diglich die Unterschrift eines Gerichtssekretärs oder einer Gerichts-
sekretärin tragen, zumal auch dessen oder deren Unterschrift glaub-
haft die Mitwirkung der rubrizierten Personen am jeweiligen Entscheid 
zu dokumentieren vermag. 
h) Öffentliche Verhandlung 
BGE 127 V 491 
Sachverhalt (teilweise der unpublizierten Urteilsfassung ent-
nommen): Die Versicherte beantragt in einem Verfahren betreffend 
Leistungen aus UVG vor dem kantonalen Gericht die Durchführung 
einer öffentl ichen Verhandlung im Sinne von Art. 6 Ziffer 1 EMRK. 
Der Gerichtstermin wird nach Rücksprache mit dem Anwalt der Be-
schwerdeführerin festgesetzt. Ein nachträgliches Verschiebungsgesuch 
wegen Ferienabwesenheit weist das Gericht ab und entscheidet mate-
riell. Die Beschwerdeführerin rügt mit Verwaltungsgerichtsbeschwer-
de eine Verletzung des Anspruches auf öffentliche Verhandlung. 
Erwägungen: Der gernäss Art. 6 Ziffer 1 EMRK gewährleistete 
Anspruch auf Durchführung einer öffentlichen Verhandlung schliesst 
nicht aus, dass ein Gesuch um Verschiebung der angesetzten Verhand-
lung abgewiesen werden kann, sofern dafür sachliche Gründe beste-
hen. Das EVG sieht diese Gründe als gegeben an (ursprüngliche 
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Terminansetzung nach Rücksprache mit dem Rechtsvertreter der 
Beschwerdeführerin; einfaches und rasches Verfahren; zeitliche 
Belastung des Gerichts; fehlender Nachweis kostenintensiver Dispo-
sitionen im Zusammenhang mit der geltend gemachten Ferienab-
wesenheit). 
Bemerkungen: Der Anspruch auf Durchführung einer öffent-
lichen Verhandlung im Sinne von Art. 6 Ziffer 1 EMRK ist seit 
1. Januar 2003 innerstaatlich in Art. 61 Bst. a ATSG ausdrücklich um-
gesetzt. Eine solche Verhandlung ist klar zu unterscheiden von einer 
Verhandlung mit Parteibefragung im Sinne einer Beweismassnahme 
(Art. 61 Bst. e ATSG). 
i) Vergleich 
BGE 131 V 417 
Sachverhalt: Zwischen einem Versicherten und seinem Kranken-
versicherer, bei dem er sowohl die obligatorische Krankenpflegeversi -
cherung als auch freiwillige Krankentaggeldversicherungen abge-
schlossen hatte, entstand eine Meinungsverschiedenheit über Höhe und 
Dauer der den Taggeldzahlungen zugrunde liegenden Arbeitsunfähig-
keit. Der Versicherte wandte sich klageweise an das kantonale Soziai-
versicherungsgericht Die Meinungsverschiedenheit nahm der Versi-
cherte zudem zum Anlass, die Prämien für die verschiedenen 
Versicherungen nicht mehr zu bezahlen, worauf er vom Versicherer 
betrieben wurde. Im Rahmen einer Referentenaudienz schlossen die 
Parteien einen Vergleich, der alle offenen Punkte (Taggeldansprüche 
gegenüber den beiden Versicherungen; Kostenvergütungen der obliga-
torischen Krankenpflegeversicherung; ausstehende Prämien) ausräum-
te. Gestützt auf diesen Vergleich schrieb das Gericht den Prozess als 
erledigt ab. Das BAG führte dagegen Verwaltungsgerichtsbeschwerde 
und brachte im Wesentlichen vor, Beitragsstreitigkeiten seien einer ver-
gleichsweisen Erledigung nach Wortlaut und Sinn von Art. 50 ATSG 
nicht zugänglich. 
Erwägungen: Zu beurteilen ist die Tragweite der durch den Ge-
setzgeber eingeräumten Vergleichsmöglichkeiten. Der Wortlaut von 
Art. 50 Abs. I ATSG ist klar, soweit er die Vergleichszulässigkeit auf 
sozialversicherungsrechtliche Leistungen beschränkt. Diese Einschrän-
kung auf Leistungen entspricht auch der den Materialien zu entneh-
menden Intention des Gesetzgebers: Durch die Beschränkung auf Leis-
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tungen sollten die Durchführungsorgane, insbesondere die 
Ausgleichskassen, von Druckversuchen freigehalten werden, welche 
sich im Beitragsbereich aus der Zahlungsunfähigkeit oder der Zah-
lungsunwilligkeit der ihnen angeschlossenen Arbeitgeber ergeben 
könnten. Es fragt sich demnach, ob diese für das Verwaltungsverfahren 
geltende Einschränkung auch für das Einsprache- und das - hier zu 
beurteilende - kantonale Beschwerdeverfahren gilt, da Art. 50 Abs. 3 
ATSG die Grundsätze von Art. 50 Abs. 1 und 2 ATSG «sinngemäss» 
auch für das Einsprache- und Beschwerdeverfahren für anwendbar er-
klärt. Nach Ansicht des EVG lässt der Wortlaut von Art. 50 Abs. 3 
ATSG verschiedene Deutungen zu. Der sinngernässe Verweis könne 
die Beschränkung der Vergleichsmöglichkeiten auf das Einsprache-
und Beschwerdeverfahren erstrecken oder aber auch die sinngernässe 
Anpassung der Vergleichsmöglichkeiten in den genannten Verfahren 
zulassen, d.h. die Vergleichsmöglichkeiten erweitern. Die historische 
Auslegung von Art. 50 Abs. 1 ATSG zeigt, dass die Beschränkung der 
Vergleichszulässigkeit auf Sozialversicherungsleistungen und der da-
mit einhergehende ausdrückliche Ausschluss von Vergleichen hinsicht-
lich Sozialversicherungsbeiträgen auf die Durchführungsstellen ausge-
richtet ist, die der Gesetzgeber vor Druckversuchen schützen wollte . 
Diese Regelungsabsicht stösst beim Beschwerdeverfahren ins Leere, 
weil die Gerichte von vornherein keinen solchen Interventionsrisiken 
ausgesetzt sind. Teleologisch entspreche es zudem dem ureigenen We-
sen des gerichtlichen Vergleichs, dass die Wendung «gelten sinnge-
mäss» auch auf den materiellrechtlichen Inhalt von Art. 50 Abs. I ATSG 
bezogen und der Anwendungsbereich des Vergleichs über reine Leis-
tungsstreitigkeiten hinaus erweitert werde. Es liesse sich mit Sinn und 
Zweck des nunmehr gesetzlich vorgesehenen Prozesserledigungsmit-
tels des Vergleichs nicht vereinbaren, wenn in Fällen wie diesem die 
Möglichkeit eines gerichtlichen Vergleichs von vornherein entfiele. 
Hingegen ist nach der Ansicht des EVG eine vergleichsweise Einigung 
im Beschwerdeverfahren ausgeschlossen, wenn sich der Streit aus-
schliesslich um Sozialversicherungsbeiträge dreht. 
Bemerkungen: Hätte sich das EVG dafür entschieden, die Ver-
gleichsmöglichkeit im Beschwerdeverfahren auf Leistungsstreitigkeit 
zu beschränken, wäre die Möglichkeit des gerichtlichen Vergleichs 
weitgehend toter Buchstabe geblieben . Während nun also ein gericht-
licher Vergleich über Leistungsstreitigkeiten sowie über Leistungs-
streitigkeiten, die mit Beitragsstreitigkeiten verbunden sind, zulässig 
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sein soll, schliesst das EVG in seinem Schlusssatz reine Beitragsstrei-
tigkeiten kategorisch von der Möglichkeit des Vergleichs aus. Man 
kann sich fragen, weshalb die Argumentation, dass Druckversuche auf 
den Versicherungsträger in Beschwerdeverfahren nicht mehr zu be-
fürchten seien, nicht auch für reine Beitragsstreitigkeiten Gültigkeit 
haben soll: Wären solche im Rahmen der Vergleichsverhandlungen zu 
befürchten, so hätte die Vergleichsmöglichkeit auch nicht auf mit Leis-
tungsstreitigkeiteil konnexeBeitragsfragen erstreckt werden dürfen. Es 
scheint, dass das EVG mit diesem Vorbehalt der klaren Beschränkung 
auf Leistungsstreitigkeiten im Verwaltungsverfahren (Art. 50 Abs. 1 
ATSG)- und wohl auch im Einspracheverfahren (Art. 50 Abs. 3 ATSG) 
-Rechnung tragen wollte, was sich aber nur schwer mit der im Ent-
scheid vertretenen Ansicht vereinbaren lässt, dass die Formulierung 
«gelten sinngemäss» in Art. 50 Abs. 3 ATSG auch auf den materiellen 
Gehalt von Art. 50 Abs. I ATSG bezogen sein soll. 
j) Kein Anspruch auf Erläuterung eines kantonalen Entscheids ge-
mässATSG 
BGE 130 V 320 
Sachverhalt: Bei einem Entscheid des kantonalen Sozialversi-
cherungsgerichts vom Mai 2003, der einem Beschwerdeführer rück-
wirkend eine ganze IV-Rente zusprach, bestand bezüglich des 
Zeitpunkts des Rentenbeginns zwischen dem - an sich unzweideutigen 
- Urteilsdispositiv und den Erwägungen ein Widerspruch. Der Ent-
scheid erwuchs unangefochten in Rechtskraft. Im August 2003 ersuchte 
die IV-Stelle das kantonale Gericht um Erläuterung des 
Entscheids. Auf dieses Gesuch trat das kantonale Gericht nicht ein, da 
nach dem massgebenden kantonalen Verfahrensrecht bei einem klar 
und unzweideutig formulierten Dispositiv eine Erläuterung nicht mög-
lich sei. Die IV-Stelle verlangt in ihrer Verwaltungsgerichtsbeschwer-
de, dass auf ihr Begehren einzutreten und eventuell das offenkundige 
Versehen im Dispositiv zu korrigieren sei. 
Erwägungen: In den Vorgaben des ATSG für das kantonale Be-
schwerdeverfahren ist die Erläuterung nicht vorgesehen. Innerhalb 
bestimmter Grenzen besteht nach der bundesgerichtliehen Praxis in-
des ein verfassungsrechtlicher Anspruch auf Erläuterung (nicht ver-
öffentlichtes Urteil vom 3. Februar 1993, lP.442/1992). Zu diesem, 
seinerzeit aus dem Gleichheitssatz abgeleiteten Grundsatz, der auch 
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nach dem Inkrafttreten der Bundesverfassung vom 18. April 1999 
sei ne Berechtigung hat, tritt der sozialversicherungsrechtl iche Grund-
satz hinzu, dass es einen Anspruch auf die Behebung einfacher Kanz-
lei-(Schreib-)Fehler und Rechenfehler gibt. Der bundesverfassungs-
rechtlich begründete Anspruch auf Erläuterung geht jedoch nicht 
über Art. 145 Abs. I OG hinaus . Jedenfalls kann im Rahmen des 
bundesgesetzliehen Erläuterungsanspruchs niemals eine materielle 
Änderung der getroffenen Entscheidung erreicht werden. Für solche 
Änderungen steht in der Systematik des OG einzig die prozessuale 
Revision zur Verfügung, die an qualifizierte Voraussetzungen ge-
knüpft ist. Wenn nun ein kantonales Gericht im Einklang mit der im 
Kanton vertretenen Lehre die Ansicht vertritt, dass nur das Dispositiv 
eines Entscheids der Erläuterung zugänglich ist, so ist dies nicht will-
kürlich und hält vor Bundesrecht stand, selbst wenn das kantonale 
Gericht prozessual korrekt auf das Erläuterungsbegehren hätte ein-
treten müssen und es hätte abweisen müssen. Da durch das Nichtein-
treten auf das Erläuterungsgesuch (oder korrekt: dessen Abweisung) 
die Rechtsmittelfrist gegen den Entscheid nicht neu zu laufen be-
ginnt, hat es damit sein Bewenden, dass die IV-Stelle ihre Unterlas -
sung, den klar unrichtigen Entscheid innert Frist anzufechten, zu ver-
treten hat. 
Bemerkungen: Zur Konkretisierung des verfassungsrechtlich 
vorgegebenen Minimalanspruchs auf Erläuterung eines Entscheids 
verweist das EVG auf das OG. Da der Erläuterungsanspruch in Art. 129 
BGG in den hier massgeblichen Punkten nicht von Art. 145 Abs. 1 OG 
abweicht, dürfte der hier wiedergegebene Entscheid über längere Zeit 
hinweg für die Praxis massgeblich bleiben. 
2. Nachträgliche Verwaltungsrechtspflege 
a) Rechtsmittelfristen 
aa) Fristberechnung bei Zustellung des Einspracheentscheids 
während des Fri stensti ll stands 
BGE 131 V 305 
SachJ •erha/t: Am 11. August 2004 wurde der Versicherten die 
Verfügung der IV-Stelle zugestellt, womit ihre Viertelsrente revisions-
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weise aufgehoben wurde. Am 1 5. September 2004 reichte sie - unter 
Berücksichtigung der kantonalen beziehungsweise eidgenössischen 
Gerichtsferien - die kantonale Verwaltungsgerichtsbeschwerde ein. 
Das kantonale Sozialversicherungsgericht trat auf die Beschwerde we-
gen verspäterer Eingabe nicht ein. 
Erwägungen: Ein fristauslösendes Ereignis kann während des in 
Art. 38 Abs . 4 ATSG vorgesehenen Fristenstillstands, der aufgrundvon 
Art. 60 Abs. 2 ATSG für das kantonale Beschwerdeverfahren sinnge-
mäss anwendbar ist, eintreten. Die Rechtsmittelfrist beginnt in der Fol-
ge am ersten Tag nach Ablauf des Fristenstillstandes zu laufen. Es wird 
mit anderen Worten nicht fingiert, dass das fristauslösende Ereignis erst 
am ersten Tag nach Ablauf des Fristenstillstandes eintritt und die 
Rechtsmittelfrist damit erst am zweiten Tag nach Ablauf des Fristen-
stillstandes zu laufen beginnt. Diese Auslegung von Art. 38 Abs. 4 
ATSG orientiert sich an der Rechtsprechung zu Art. 20 Abs. I VwVG. 
bb) Berücksichtigung des Fristenstillstands bei mehrmonatigen 
Beschwerdefristen 
BGE 131 V 314 
Erwägungen: Nach dem eindeutigen Willen des Gesetzgebers 
sowie der herrschenden Lehre ist der Fristenstillstand gemäss Art. 60 
Abs. 2 in Verbindung mit Art. 38 Abs. 4 ATSG auch bei mehrmona-
tigen Beschwerdefristen zu berücksichtigen. Das fristauslösende Er-
eignis ist bei Monatsfristen für die Bestimmung des Fristablaufs 
massgebend, da die Frist an dem Tag endet, der demjenigen der Zahl 
des Empfangs der Mitteilung entspricht oder - wenn ein entspre-
chender Kalendertag fehlt- am letzten Tag des entsprechenden Mo-
nats. In einem ersten Schritt ist deshalb anhand des Tages der Mittei -
lung des Einspracheentscheids das Ende der Frist zu bestimmen. Weil 
die Frist durch den Fristenstillstand aber teilweise am Laufen gehin-
dert wird, muss die entsprechende Anzahl Tage ansebliessend an den 
Ablauf der Frist hinzugezählt werden. 
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cc) Abweichungen während der Übergangsfrist gemäss 
Art. 82 Abs. 2 ATSG 
BGE 130 V 325 
Erwägungen: Art. 82 Abs. 2 ATSG räumt dem kantonalen Ge-
setzgeber für die Anpassung an das ATSG eine Übergangsfrist von fünf 
Jahren ein. Der Gesetzgeber hat sich damit dafür entschieden, dass bis 
zum Ende der Übergangsfrist (31. Dezember 2007) kantonal unter-
schiedliche Verfahrensordnungen bestehen können. Er hat damit insbe-
sondere auch in Kauf genommen, dass der Fristenstillstand in der So-
zialversicherungsrechtspflege je nach kantonaler Verfahrensordnung 
unterschiedlich ausfällt. Sofern eine kantonale Regelung nur die nach 
Tagen bestimmten Fristen dem Fristenstillstand unterwirft, ist diese 
Regelung bis Ende 2007 bundesrechtskonform. Siehe dazu vorne, I. 1. 
b) Fehlende Zuständigkeit des Schiedsgerichts nach Art. 89 KVG 
BGE 131 V 191 
Sachverhalt: Die im Oktober 2002 verstorbene Versicherte 
wurde bis zu ihrem Tod in einem Pflegeheim betreut. Der Kranken-
versicherer erstattete dem Pflegeheim pro Pflegetag Fr. 68.- bzw. 
Fr. 70.-. Der Versicherten wurde vom Pflegeheim ebenfalls Rechnung 
gestellt, wobei die Versicherungsleistungen abgezogen wurden. Die 
Erbengemeinschaft der Versicherten verlangte darauf vom Kranken-
versicherer, sie im Leistungsstreit mit dem Pflegeheim vor dem kan-
tonalen Schiedsgericht gemäss Art. 89 KVG zu vertreten, was der 
Versicherer mit Verfügung und im Einspracheentscheid verweigerte. 
Das kantonale Versicherungsgericht hiess die dagegen erhobene Be-
schwerde gut und verpflichtete den Versicherer, die Erbengemein-
schaft vor dem Schiedsgericht zu vertreten, wogegen der Versicherer 
Beschwerde erhob. 
Erwägungen: Streitigkeiten zwischen Versicherern und Leis-
tungserbringern entscheidet zunächst ein kantonales Schiedsgericht 
(Art. 89 Abs . 1 KVG). Dieses ist auch zuständig, wenn die versicher-
te Person die Vergütung schuldet (System des tiers garant, Art. 42 
Abs. 1 KVG); in diesem Fall vertritt ihr Versicherer sie auf eigene Kos-
ten. Die sachliche Zuständigkeit des kantonalen Schiedsgerichts setzt 
indes voraus, dass die Streitigkeit Rechtsbeziehungen zum Gegenstand 
hat, die sich aus dem KVG ergeben oder aufgrunddes KVG eingegan-
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gen worden sind. Die Schiedsgerichte sind zur Beurteilung von Strei-
tigkeiten zwischen Versicherungsträgem und Leistungserbringern zu-
ständig, d.h., die Zuständigkeit bestimmt sich danach, welche Parteien 
sich in Wirklichkeit gegenüberstehen. Die vorliegende Streitsache be-
rührt das Rechtsverhältnis zwischen Leistungserbringer und Versiche-
rer jedoch nicht . Selbst wenn sich herausstellen sollte, dass das Pflege-
heim der Versicherten zu hohe Kosten in Rechnung gestellt hat, bliebe 
der Beschwerdeführer nur im Rahmen der bereits ausgerichteten Ver-
gütungen kostenpflichtig. Entgegen der Annahme der Beschwerdefüh-
rer wurde im vorliegenden Fall die Leistung zudem nach dem System 
des tiers payant erbracht, sodass eine Anwendung von Art. 89 Abs. 3 
KVG ohnehin ausser Betracht fällt. Es bleibt demnach kein Raum für 
eine Vertretung durch den Versicherer, weshalb der kantonale Entscheid 
in diesem Punkt bundesrechtswidrig ist. 
c) Verfügung als Sachurteilsvoraussetzung 
BGE 130 V 388 Erw. 2.3 
Erwägungen: Auch unter der Herrschaft des ATSG bildet im 
System der nachträglichen Verwaltungsrechtspflege der Erlass einer 
Verfügung unabdingbare Sachurteilsvoraussetzung im nachfolgenden 
Verwaltungs- oder Verwaltungsgerichtsbeschwerdeverfahren, ohne 
die auf ein Rechtsmittel nicht eingetreten werden darf. Der Begriff 
der Verfügung bestimmt sich dabei mangels näherer Konkretisierung 
in Art. 49 Abs . 1 ATSG nach Massgabe von Art. 5 Abs. 1 VwVG. 
Bemerkungen: Der Entscheid bestätigt die vor dem Inkrafttre-
ten des ATSG begründete Praxis, nach welcher sich der Verfügungs-
begriff im Sozialversicherungsrecht grundsätzlich am Verfügungs-
begriff des VwVG orientiert. 
d) Beschwerde gegen eine zu Unrecht ergangene Feststellungs-
verfügung 
BGE 129 V 289 
Erwägungen : Erlässt die Verwaltung eine Feststellungsverfü-
gung über das Beitragsstatut, obwohl es an e inem hinreichenden In-
teresse für eine solche Feststellung feh lt, so hat das erstinstanzliehe 
Gericht auf eine gegen die Feststellungsverfügung gerichtete Be-
schwerde einzutreten und diese aufzuheben (siehe auch vorne I. 6) . 
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Bemerkungen: Das EVG hat in diesem Entscheid seine bishe-
rige, in einigen Teilen widersprüchliche Praxis geklärt. Die Klärung 
ist zu begrüssen und ermöglicht es den Gerichten, zum Vorliegen 
eines schutzwürdigen Interesses Stellung zu nehmen. Der Rechtsbe-
griff des schutzwürdigen Interesses kann auf diese Weise durch die 
dafür zuständigen Gerichte konkretisiert werden. 
e) Sistierung des Verfahrens 
BGE 127 V 228 
Sachverhalt: In einem vor dem kantonalen Gericht hängigen 
Beschwerdeverfahren ersucht die IV-Stelle um Sistierung des Pro-
zesses, weil eine zusätzliche psychiatrische Expertise notwendig sei. 
Das Gericht entspricht diesem Antrag. Nachdem das EVG auf eine 
Verwaltungsgerichtsbeschwerde gegen die Sistierungsverfügung 
nicht eingetreten und der Versicherte der Begutachtung ferngeblieben 
ist, nimmt das kantonale Gericht das Verfahren wieder auf und weist 
die Beschwerde materiell ab. Mit der Verwaltungsgerichtsbeschwer-
de rügt der Versicherte unter anderem die Sistierung des Verfahrens. 
Erwägungen: Die Beschwerde hat als ordentliches Rechtsmit-
tel Devolutiveffekt, sodass der IV-Stelle (mindestens für die Zeit-
spanne nach Einreichung der Vernehmlassung) die Herrschaft über 
den Streitgegenstand entzogen ist. Eine Sistierung des Gerichtsver-
fahrens zum Zwecke der weiteren Abklärung durch die Verwaltung 
hat eine Vermengung von Administrativ- und erstinstanzliebem Be-
schwerdeverfahren zur Folge, wobei insbesondere unklar ist, welchen 
beweisrechtlichen Regeln die lite pendente durch die Verwaltung an-
geordneten Massnahmen unterworfen sind. Bei der Einholung eines 
Gutachtens handelt es sich erfahrungsgemäss um zeitraubende Ab-
klärungen, weshalb auch nicht mehr von einer richterlich zu för-
dernden Prozessökonomie gesprochen werden kann, dies namentlich 
nicht im Vergleich zu einem rasch zu fällenden Rückweisungsent-
scheid, der verfahrensmässig klare Verhältnisse schafft. 
Bemerkungen: Das Urteil zieht für eine Sistierung des Verfah-
rens zwecks weiterer Sachverhaltsabklärung durch die Verwaltung 
mit überzeugenden Gründen sehr enge Grenzen. Mit der generellen 
Einführung des Einspracheverfahrens se it 1. Januar 2003 (Art. 52 
ATSG) ist der Devolutiveffekt der Beschwerde an das kantonale Ge-
richt (unter Vorbehalt der gemäss Art. 53 Abs. 3 ATSG zulässigen 
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Wiedererwägung des angefochtenen Verwaltungsaktes durch die Ver-
waltung bis zur Einreichung der Beschwerdeantwort) strikte zu be-
achten (siehe auch hinten IV. 5) . 
BGE 130 V 90 Erw. 5 und 6 
Erwägungen: Das Beschleunigungsgebot, das sich aus Art. 29 
Abs. 1 BV ableitet, setzt der Sistierung eines Verfahrens Grenzen. Sie 
darf nur zugelassen werden, wenn ein Entscheid einer anderen Behörde 
abzuwarten ist, der die Klärung einer entscheidenden Frage erlaubt. 
f) Verfahrenskosten 
aa) Strei tigkeiten unter Sozialversicherern 
BGE 127 V 196 
Erwägungen: Ist in einem UV-rechtlichen Verfahren zwischen dem 
Unfall- und dem Krankenversicherer strittig, ob eine Berufskrankheit vor-
liegt, kann das kantonale Geiicht dem unterliegenden Krankenversicherer, 
der nicht mutwillig oder leichsinnig gehandelt hat, keine Verfahrenskos-
ten auferlegen. Nach dem Wortlaut und Rechtssinn von Art. 108 Abs. 1 
Bst. a UVG (in der bis Ende 2002 gültigen Fassung) ist das Verfahren für 
die Parteien (wozu auch die Sozialversicherer gehören) kostenlos, sofern 
kein mutwilliges oder leichtsinniges Verhalten vorliegt. 
Bemerkungen: Das EVG hat im sorgfältig begründeten Urteil -
unter Beizug der Materialien - auch die Frage geklärt, dass Art. 61 
Bst. a ATSG gleich auszulegen ist, selbst wenn der Wortlaut nicht mit 
der früheren Bestimmung im Einzelgesetz wörtlich übereinstimmt. 
bb) Verfahrenskosten vor der Rekurskommission in Lausanne und 
dem Bundesverwaltungsgericht 
BGE 128 V 199 
Sachverhalt: Die Eidg. Rekurskommission der AHV /IV für die 
im Ausland wohnenden Personen verfügt in einer Beitragsstreitig-
keit, der Beschwerdeführer habe zur Sicherstellung der mutmass-
lichen Gerichtskosten einen Gerichtskostenvorschuss von Fr. 1000.-
zu bezahlen; bei nicht fristgemässer Leistung des Vorschusses wird 
ein Entscheid auf Nichteintreten angekündigt. In der Verwaltungs-
gerichtsbeschwerde wird die fehlende gesetzliche Grundlage für die 
Kostenpflichtigkeit des Verfahrens gerügt. 
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Erwägungen : Aus der ausserordentlich ausführlichen Urteils-
begründung ergibt sich, dass Art. 85 Abs . 2 Bst. a AHVG (in der bis 
Ende 2002 gültigen Fassung) mit der grundsätzlichen Kostenlosig-
keit des Verfahrens für die Parteien nur für die kantonalen Gerichte 
direkt anwendbar ist. Die für die Rekurskommission gültigen Regle-
mente bzw. Verordnungen bejahten während Jahrzehnten die Kosten-
losigkeit des Verfahrens . Erst mit einer Verordnung aus dem Jahre 
1978 wurde die Kostenlosigkeit nur noch für Streitigkeiten über die 
Bewilligung oder Verweigerung von Versicherungsleistungen vorge-
sehen. Im Rahmen einer Revision wurde mit Wirkung ab 1994 
Art. 71a- 71c in das VwVG eingefügt, woraus sich ergibt, dass sich 
das Verfahren auch vor dieser Rekurskommission nach dem VwVG 
richtet, welches keine Kostenlosigkeit vorsieht. «Dem Eidgenös-
sischen Versicherungsgericht verschliesst sich mithin trotz der un-
übersichtlichen gesetzlichen Grundlage und der zufolge der zahl-
reichen Verweisungen nicht ohne weiteres klar erkennbaren 
Normenhierarchie die Möglichkeit, die in Art. 85 Abs. 2 Bst. a AHVG 
für das kantonale Beschwerdeverfahren vorgesehene generelle Kos-
tenlosigkeit auch auf die Verfahren vor der Eidgenössischen Rekurs-
kommission anwendbar zu erklären.» 
Bemerkungen: Wie sich auch aus dem in der Urteilsbegründung 
ebenfalls erwähnten Art. 61 Bst. a ATSG ergibt, bezieht sich der dort 
statuierte generelle Grundsatz der Kostenlosigkeit offenbar nur auf 
die kantonalen Gerichte. Der Bundesrat hat jedoch das Problem er-
kannt: Mit der Schaffung des Bundesgesetzes über das Bundesver-
waltungsgericht wird gernäss dem revidierten Art. 85bis AHVG das 
Beschwerdeverfahren vor diesem Gericht ab 1. Januar 2007 grund-
sätzlich kostenlos sein. In der Botschaft (BBl 200 l, 4459) wird dazu 
ausgeführt: «Die Tatsache, dass für AHV-Beschwerden von Personen 
im Ausland das Bundesverwaltungsgericht (und nicht die kantonalen 
Versicherungsgerichte) zuständig ist, darf nicht dazu führen, dass die 
Parteien der Kostenlosigkeit des Verfahrens verlustig gehen .» Dem 
ist nichts beizufügen. 
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g) Parteientschädigung 
aa) Parteientschädigung an Sozialversicherung 
BGE 127 V 205 
Erwägungen: Nach der Praxis des EVG hat der Sozialver-
sicherer nur dann Anspruch auf Parteientschädigung, wenn dem Be-
schwerdeführer eine mutwillige oder leichtsinnige Prozessführung 
vorzuwerfen ist. Diese mit BGE 126 V 143 begründete Praxis wird 
dahin gehend präzisiert, dass ein Anspruch auf Parteientschädigung 
nur dann besteht, wenn in analoger Weise die Voraussetzungen erfü ll t 
sind , welche die Rechtsprechung für die Zusprechung einer Parteient-
schäd igung an eine unverbeiständete Partei verlangt (i nsbesondere 
komplizierte Streitsache mit hohem Streitwert und Arbeitsaufwand). 
Bemerkungen: Seit 1. Januar 2003 hat gemäss Art. 61 Bst. g 
ATSG nur die obsiegende Beschwerde führende Person Anspruch auf 
Ersatz der Parteikosten, was die Ausrichtung einer Parteientschädi-
gung an die Sozialversicherung ausschliessen dürfte. 
bb) Parteientschädigung an Willensvollstrecker 
BGE 129 V 113 
Sachverhalt: Fürsprecher T erhob als Willensvollstrecker im 
April 2002 Verwaltungsgerichtsbeschwerde gegen e inen Entscheid der 
Ausgleichskasse, die einen Sonderbeitrag auf einem in früheren Jahren 
erz ielten Liquidationsgewinn der Verstorbenen verlangte. Die Aus-
g1eichskasse hob die angefochtene Verfügung lite pendente wiederer-
wägungsweise auf. Darauf wurde das Verfahren im August 2002 als 
aegenstands los abaeschrieben. Eine Parteientschädigung wurde Für-o b 
sprecher T nicht zugesprochen, da er in eigener Sache gehandelt habe. 
Erwägungen : Da der Entscheid des kantonalen Verwaltungs-
aerichts noch vor dem Inkrafttreten des ATSG gefällt wurde, wandte 
b 
das EVG entsprechend den für das Prozessrecht geltenden intertem-
poralen Grundsätzen (siehe vorne I. 1) Art. 85 Abs. 2 Bst. f AHVG in 
der bis 31. Dezember 2002 geltenden Fassung an. In ständiger Recht-
sprechung zu dieser Bestimmung hat das EVG den Anspruch auf eine 
Parteientschädigung der Beschwerde führenden Partei bei Gegen-
standslosigkeit anerkannt, wenn es die Prozessaussichten vor Eintritt 
der Gegenstandslosigkeit rechtfertigen. Der in eigener Sache prozes-
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sierende Rechtsanwalt hat praxisgemäss jedoch nur in Ausnahmefäl -
len Anspruch auf eine Parteientschädigung. Als Willensvollstrecker 
tritt ein Rechtsanwalt zwar selbstständig und in eigenem Namen auf, 
handelt aber auf Rechnung der Erbschaft. Da sich der Rechtsstreit um 
Aktiven und Passiven der Erbmasse drehte, kann nicht gesagt werden, 
der Willensvollstrecker habe im Sinn der Rechtsprechung in eigener 
Sache den Prozess geführt, weshalb ihm im kantonalen Verfahren 
Anspruch auf Parteientschädigung zugestanden hätte. 
Bemerkungen : Der Entscheid wurde zwar in Auslegung des mit 
dem lokrafttreten des ATSG aufgehobenen Art. 85 Abs. 2 Bst. f AHVG 
fmmuliert, bleibt aber auch im Rahmen der Konkretisierung von 
Art. 61 Bst. g ATSG von Interesse: Wird die Praxis den Begriff der «Be-
schwerde führenden Person» so weit auslegen, dass auch in einem Fall 
wie dem hier besprochenen eine Parteientschädigung geschuldet ist? 
h) Fortdauer des Entzugs der aufschiebenden Wirkung bei 
Rückweisung zur weiteren Abklärung 
BGE 129 V 370 
Sachverhalt: Die IV-Stelle hob die der Versicherten seit 1992 
gewährte Entschädigung wegen Hilflosigkeit mittleren Grades mit 
Verfügung vom 5. März 1996 revisionsweise aufEnde April 1996 auf 
und entzog einer allfälligen Beschwerde die aufschiebende Wirkung. 
Das kantonale Gericht hiess die Sache in dem Sinn gut, dass es diese 
Verfügung aufhob und die Sache an die IV-Stelle zurückwies, damit 
diese nach erfolgter Abklärung über den Anspruch auf eine Entschä-
digung wegen Hilflosigkeit leichten Grades neu verfü ge. Am 16. No-
vember 1999 vernei nte die IV-Stelle verfügungsweise einen solchen 
Anspruch, was vom kantonalen Gericht geschützt wurde. Mit Verwal-
tungsgerichtsbeschwerde ans EVG beantragte die Versicherte, es se i 
ihr u.a. bis Ende Dezember 1999 eine Hilflosenentschädigung mittle-
ren Grades zuzusprechen. 
Erwägungen: Mit BGE 106 V 18 begründete das EVG die 
Rechtsprechung, nach der es - unter Vorbehalt einer allfällig miss-
bräuchlichen Provozierung ei nes möglichst frühen Revisionszeit-
punktes durch die Verwaltung - geboten sei, den mit der revisions-
weise verfügten Herabsetzung oder Aufhebung einer Rente oder 
Hilflosenentschädigung verbundenen Entzug der aufschiebenden 
Wirkung der Beschwerde bei Rückweisung der Sache an die Verwal-
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tung auch noch für den Zeitraum dieses Abklärungsverfahrens bis 
zum Erlass der neuen Verwaltungsverfügung andauern zu lassen . Im 
Hinblick auf die in der Lehre geäusserte Kritik sowie die Praxis im 
übrigen Verwaltungsrecht verlangte die Versicherte eine Änderung 
dieser Praxis. Das EVG räumte zwar ein, dass bei rein formaler Be-
trachtungsweise im Fall der Rückweisung der Sache an die Verwal-
tung zur ergänzenden Abklärung und neuer Revisionsverfügung die 
angefochtene Revisionsverfügung- und mit ihr der mit der angefoch-
tenen Revisionsverfügung verbundene Entzug der aufschiebenden 
Wirkung - aufgehoben werde. Damit müssten nach den im übrigen 
Verwaltungsverfahrensrecht geltenden Grundsätzen der Entzug der 
aufschiebenden Wirkung dahinfallen und - im konkreten Fall - die 
Hilflosenentschädigung nachbezahlt werden . Diesen Grundsatz hat 
das EVG mit BGE 106 V 18 bewusst durchbrachen, weil er zu einem 
sachlich unbefriedigenden Resultat führe. Die rückwirkende Aufhe-
bung des Entzugs der aufschiebenden Wirkung lasse ausser Acht, 
dass das Revisionsverfahren bei einer Rückweisung des Falls zu nä-
herer Abklärung und neuem Entscheid materiell noch nicht abge-
schlossen sei. Weiter führte das EVG aus, dass die mit dem Wegfall 
des Entzugs der aufschiebenden Wirkung verbundenen Rechtsfolgen 
zum Vornherein nicht eintreffen würden, wenn die Beschwerdein-
stanz die noch notwendigen Abklärungen selber vornehme und je 
nach deren Ergebnis die angefochtene Revisionsverfügung bestätige 
oder korrigiere. Damit stossende Ungleichheiten vermieden würden, 
dürfe es keinen Unterschied ausmachen, ob die Beschwerdeinstanz 
oder die Verwaltung die ergänzenden Abklärungen vornehme und neu 
entscheide. Zudem stünde gegen den Entzug der aufschiebenden Wir-
kung der Rechtsmittelweg offen. Weder die Kritik der Lehre noch die 
Veränderung der massgeblichen Umstände würden es nach Ansicht 
des EVG rechtfertigen, von der in BGE 106 V 18 begründeten Praxis 
abzuweichen. 
Bemerkungen: Mit diesem Entscheid hat das EVG an einer -
wohl zu Recht- kritisierten Praxis festgehalten, die im Widerspruch zu 
allgemeinen verfahrensrechtlichen Grundsätzen steht. Auch wenn aus 
pragmatischer Sicht durchaus Gründe für die Fortdauer der Wirkung 
des Entzugs der aufschiebenden Wirkung sprechen mögen, scheint die 
dargestellte Praxis im Wesentlichen davon motiviert zu sein, die Sozial-
versicherung vor den Folgen der Uneinbringlichkeit von Rückforde-
rungsansprüchen zu schützen. Die Erstreckung der aufschiebenden 
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Wirkung auf die Dauer der neuen Abklärung gewichtet nach der hier 
vertretenen Ansicht die Anliegen der Versichelten zu wenig und stellt 
die allfälligen Rückforderungsinteressen der Sozialversicherung zu 
stark in den Vordergrund. Zudem darf wohl davon ausgegangen wer-
den, dass die neuen Abklärungen tendenziell eher rascher vorgenom-
men würden, wenn die aufschiebende Wirkung mit der Rückweisung 
dahinfiele . Die rasche Vornahme der ergänzenden Abklärungen wie-
derum läge im Interesse aller Beteiligten. Im Übrigen wird sich in den 
nächsten Jahren zeigen, ob diese verfahrensrechtliche Spezialität, die 
von der Praxis des EVG begründet worden ist, auch über den Zeitpunkt 
der Fusion des EVG mit dem Bundesgericht im Januar 2007 hinaus 
noch lange gepflegt werden wird. 
i) Festsetzung eines Referenztarifs im kantonalen Beschwerde-
verfahren 
BGE 131 V 133 Erw. 13 
Sachverhalt: Die Versicherte gebar im April 2000 in einem pri-
vaten, nicht subventionierten Spital eine gesunde Tochter. Das Spital 
figurierte auf der kantonalen Spitalliste mit dem Leistungsauftrag Gynä-
kologie und Geburtshilfe in der allgemeinen Abteilung. Da für das ent-
sprechende Spital kein Tarif vereinbart oder behördlich festgesetzt war, 
vergütete die Krankenversicherung lediglich den im örtlichen Kantons-
spital geltenden Tarif von rund Fr. 2000.-. Die Restkosten von rund 
Fr. 9000.- wären nach dem Einspracheentscheid sowie dem Entscheid 
des kantonalen Versicherungsgerichts von der Versicherten selbst zu tra-
gen gewesen. In der dagegen erhobenen Beschwerde erkannte das EVG, 
dass der Versicherten in dieser Konstellation im Rahmen der obligato-
rischen Versicherung neben den gesetzlich vorgesehenen Selbstbehalten 
keine Zusatzkosten entstehen dürften. Es stellte sich die Frage, in wel-
chem Verfahren der hier anwendbare Referenztarif zu ermitteln sei. 
Erwägungen: Grundsätzlich besteht der Rechtsweg bei Tarif-
und Leistungsstreitigkeiten zwischen Krankenversicherern und Leis-
tungserbringern in einer Klage des Versicherers gegen den Rechnung 
stellenden Leistungserbringer vor dem kantonalen Schiedsgericht 
und letztinstanzlieh vor dem EVG (Art. 89 KVG). Erlässt der Kran-
kenversicherer über die Höhe der Vergütung dennoch eine schrift-
liche Verfügung, hat im Bestreitungsfall das kantonale Versicherungs-
gericht den Referenztarif festzulegen. 
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3. Ursprüngliche Verwaltungsrechtspflege 
a) Sachliche Zuständigkeit 
Das EVG hatte Gelegenheit, in einigen Urte ilen die sachliche 
Zuständigkeit des gernäss Art. 73 BVG bzw. Art. 25a FZG zuständi-
gen kantonalen Gerichts zu präzisieren. 
aa) Bei rückverweisender Anwendung von Berufsvorsorgerecht 
BGE 128 V 254 
Sachl'erhalt: Ein Arbeitsverhältnis wird aus strukturellen Grün-
den aufgelöst. Der Arbeitnehmer macht gegenüber seinem Arbeit-
geber Swisscom und der Pensionskasse ComPlan einen Rentenan-
spruch geltend. Er stützt sein Begehren auf eine Bestimmung des 
R.egleme.nts der Pensionskasse, welches bei Fehlen eines Sozialplanes 
die Ausnchtung von Leistungen vorsieht, die mindestens veraleich-
"' ~ar sin~ mit den in Kraft stehenden Bestimmungen der Verordnung 
uber d1e Bundespensionskasse bei administrativer Auflösung des 
Arbeitsverhältnisses. Das kantonale Berufsvorsorgegericht verneint 
seine Zuständigkeit. 
Erwägungen: Für die nicht immer einfache Abgrenzung zwi-
schen zivilrechtlicher und vorsorgerechtlicher Zuständigkeit eines 
Gerichts sind das Rechtsbegehren des Klägers und die Tatsachen ent-
scheidend, die er zur Begründung des Begehrens anruft. Die Bestim-
mungen der Bundespensionskasse im Falle einer administrativen 
Auflösung des Arbeitsverhältnisses gehören nach ständiger Praxis 
zum Vorsorgerecht Da der Kläger eine vorsorgerechtliche Rente gel-
tend macht und sich dabei auf Bestimmungen des Vorsorgereglements 
beruft, welche ihrerseits auf das Recht der Bundespensionskasse zu-
rückverweisen, ist die sachliche Zuständigkeit des Gerichtes gemäss 
Art. 73 Abs. 1 BVG zu bejahen. 
bb) Bei fraglicher Rechtmässigkeit der Barauszahlung einer Aus-
trittsleistung während eines Scheidungsverfahrens 
BGE 128 V 41 
Sachverhalt : Während eines Ehescheidungsprozesses reicht ei-
ne Ehefrau beim Berufsvorsorgegericht die hinten (III. 3. e) erwähnte 
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Klage ein, es sei die Unrechtmässigkeit der Barauszahlung festzustel-
len. Sie ficht den Nichteintretensentscheid des kantonalen Gerichts 
mit Verwaltungsgerichtsbeschwerde an. 
E1wägungen: Das Scheidungsgericht ist zur abschliessenden Re-
gelung vorsorgerechtlicher Fragen nur dann zuständig, wenn zwischen 
den Parteien des Scheidungsverfahrens und der Vorsorgeeinrichtung 
Einigkeit besteht (Art. 141 ZGB). Andernfalls hat das Scheidungs-
gericht nur den Teilungsschlüssel festzulegen (Art. 142 Abs. 1 ZGB) . 
Je nachdem, ob die während der Ehe erfolgte Barauszahlung der Aus-
trittsleistunggültig ist oder nicht, kommt es im Scheidungsverfahren zu 
einer Teilung der während der Ehe erworbenen Austrittsleistung 
(Art. 122 ZGB) oder zu einer angemessenen Entschädigung gemäss 
Art. 124 ZGB. Damit das Scheidungsgericht diese Frage entscheiden 
kann, muss die Gültigkeit der Barauszahlung feststehen . Über die 
Rechtmässigkeit der Barauszahlung kann das Scheidungsgericht nicht 
(vorfrageweise) befinden, weil die Vorsorgeeinrichtung nicht Partei des 
Zivilverfahrens ist. Aus diesen Gründen ist zum Entscheid über diese 
Frage das Berufsvorsorgegericht sachlich zuständig. 
cc) Zur Prüfung der Durchführbarkeit einer Scheidungskonvention 
BGE 129 V 444 
Erwägungen (Regeste): Ein Scheidungsurteil, in welchem eine 
Vereinbarung der Ehegatten über die Teilung der Austrittsleistung der 
beruflichen Vorsorge genehmigt wird, ist gegenüber den beteiligten 
Vorsorgeeinrichtungen insoweit vollstreckbar, als diese die Durch-
füh rbarkeit der getroffenen Regelung im Sinn von Art. 141 Abs . 1 
ZGB bestätigt haben. Verweigert eine Vorsorgeeinrichtung den Voll-
zug eines Scheidungsurteils mit der Begründung, die vorgesehene 
Teilung sei nicht durchführbar, hat das vom forderungsberechtigten 
Ehegatten klageweise angerufene Sozialversicherungsgericht zu prü-
fen, ob das ergangene Urteil der Vorsorgeeinrichtung entgegengehal -
ten werden kann. Bejaht es dies, hat es die klägerische Partei auf den 
Weg der Zwangsvollstreckung zu verweisen. Andernfalls ist auf die 
Klage materiell einzutreten, die Durchführbarkeit der vom Scheidungs-
richter genehmigten Vere inbarung zu prüfen und, sofern diese gegeben 
ist, ein die Vorsorgeeinrichtung verpflichtendes Urteil zu fällen . 
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dd) Bei Streitigkeiten mit Freizügigkeitseinrichtungen 
BGE 130 V 111 
Erwägungen: In persönlicher Hinsicht beschränkte Art. 73 
Abs . 1 BVG die Zuständigkeit des kantonalen Gerichts auf Vorsorge-
einrichtungen, Arbeitgeber und Anspruchsberechtigte. Nach der 
Rechtsprechung, die noch vor dem lokrafttreten des neuen Schei -
dungsrechts am l. Januar 2000 begründet wurde, stand der Rechts -
weg nach Art. 73 BVG für Streitigkeiten über eine Freizügigkeits-
police oder ein Freizügigkeitskonto zwischen einem Versicherten und 
einer Freizügigkeitseinrichtung (Bankstiftung, Versicherungseinrich-
tung) nicht offen. Das neue Scheidungsrecht regelte die Zuständig-
keit von Scheidungs- und Vorsorgegericht neu . Art. 73 BVG wurde 
zwar nicht angepasst, doch bestimmt der neu eingefügte Art. 25a 
FZG, dass bei Nichteinigung der Ehegatten über die zu übertragende 
Austrittsleistung das am Ort der Scheidung nach Art. 73 Abs. I BVG 
zuständige Gericht die Teilung von Amtes wegen durchzuführen hat. 
In Art. 25a Abs. 2 FZG wird bewusst der Terminus «Einrichtungen 
der beruflichen Vorsorge» verwendet, worunter auch Freizügigkeits-
einrichtungen zu subsumieren sind . Bereits daraus, und nicht erst aus 
dem im Rahmen der 1. BVG revidierten Art. 73 Abs. 1 Bst. a BVG, 
ergab sich bis zum lokrafttreten der l. BVG-Revision die sachliche 
Zuständigkeit der Sozialversicherungsgerichte auch hinsichtlich der 
Freizügigkeitspolicen und Freizügigkeitskonti. 
ee) Bei einer Verantwortlichkeitsklage 
BGE 128 V 124 
Erwägungen: Seit einer am l. Januar 1997 in Kraft getretenen 
Gesetzesrevision entscheidet das Berufsvorsorgegericht gernäss Art. 73 
Abs. 1 Satz 2 BVG über Verantwortlichkeitsansprüche nach Art. 52 
BVG und über den Rückgriff des Sicherheitsfonds nach Art. 56a 
Abs. 1 BVG. Vor dieser Gesetzesänderung war die Zivilgerichtsbarkeit 
zuständig. Aus den Materialien zur Gesetzesrevision ergibt sich, dass 
einerseits die Leistungsgarantien des Sicherheitsfonds wegen der 
Dringlichkeit des Anliegens (krisenbedingte Zunahme der Zahlungsun-
fähigkeit von Vorsorgeeinrichtungen) auf die weitergehende berufliche 
Vorsorge ausgedehnt wurden, anderseits eine prozessuale Vereinfa-
chung der Durchsetzung der Verantwortlichkeits- und Rückgriffan-
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sprüche angestrebt wurde. Aus diesen Gründen ist die Zuständigkeit 
auch dann zu bejahen, wenn sich der haftungsbegründende Sachverhalt 
vor dem 1. Januar 1997 verwirklicht hat. 
ff) Bei Streitigkeiten um Ermessensleistungen 
BGE 130 V 80 
Erwägungen: In BGE 128 II 386 hat die Il. öffentlich-rechtliche 
Abteilung des Bundesgerichts zur Abgrenzung Stellung genommen, 
wann von «reinen E1messensleistungen» auszugehen ist, wie sie nach 
der bisherigen Praxis den Anknüpfungspunkt für die Zuständigkeit der 
Aufsichtsbehörden nach Art. 74 BVG bildeten. Ausgehend von den in 
diesem Entscheid angestellten Erwägungen präzisiert das EVG seine 
Praxis nun in dem Sinn, dass die Zuständigkeit der Berufsvorsorge-
gerichte zu bejahen ist, sofern es um die Ausrichtung von Ermessens-
leistungen geht, die mit einer vorsorgerechtlichen Leistung, auf die ein 
Rechtsanspruch besteht und welche im Streitfall dem Klageweg nach 
Art. 73 BVG unterliegt, ein untrennbares Ganzes bilden. Eine Aufsplit-
terung des Rechtswegs in jenen Fällen, in denen die Gewährung oder 
Nichtgewährung einer vermögensrechtlichen Zuwendung direkten 
Einfluss auf die Festsetzung (Höhe) der laufenden vorsorgerechtlichen 
Leistung hat, auf welche ein grundsätzlicher Anspruch besteht, liesse 
sich weder im Licht der Rechtssicherheit noch mit Blick auf die vom 
Gesetzgeber angestrebte strikte Trennung des Rechtswegs nach Art. 73 
BVG und des aufsichtsrechtlichen Verfahrens nach Art. 74 BVG recht-
fertigen. Im konkreten Fall war damit die sachliche Zuständigkeit des 
Sozialversicherungsgerichts für eine Teuerungszulage auf einer lau-
fenden Altersrente, auf die weder Gesetz noch Reglement einen An-
spruch einräumen, zu bejahen, da die Zulage einen unmittelbaren Ein-
fluss auf die Höhe der anerkannten Rentenleistung hat. 
b) Prozessfähigkeit der Vorsorgeeinrichtung 
BGE 127 V 29 
Erwägungen: Eine öffentlich-rechtliche Vorsorgeeinrichtung 
ist auch ohne eigene Rechtspersönlichkeit prozessfähig, sofern- wie 
im zu beurteilenden Fall - in deren Reglement eine entsprechende 
Vertretung für ein Gerichtsverfahren geregelt ist. Es kann unter die-
sen Umständen offen bleiben, ob sich die Prozessfähigkeit nicht be-
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reits aus Art. 73 Abs. 1 BVG ableiten lässt, in welcher Bestimmung 
die Vorsorgeeinrichtung als Partei bezeichnet wird. 
Bemerkungen: Der Gesetzgeber hat bei der Schaffung des B VG 
nicht vorgeschrieben, dass eine öffentlich-rechtliche Vorsorgeein-
richtung eine eigene Rechtspersönlichkeit haben muss . Die Prozess-
fähigkeit ist deshalb bereits aus Art. 73 Abs. I BVG abzuleiten. 
c) Passivlegitimation des ehemaligen Arbeitgebers 
BGE 129 V 320 
Erwägungen: Die ältere Praxis des EVG ging dahin, dass sich 
der mit der Auflösung des Arbeitsverhältnisses entstehende Anspruch 
auf Freizügigkeitsleistung stets gegen eine Vorsorge-, allenfalls ge-
gen die Auffangeinrichtung, nie jedoch gegen den ehemal igen Arbeit-
geber richte, selbst wenn dieser die abgezogenen Arbeitnehmerbei-
träge nie der Vorsorgeeinrichtung überwiesen habe. Diese Praxis 
wurde auch auf den Fall ausgedehnt, in dem nicht eine Austrittsleis-
tung, sondern eine Altersleistung fällig wird. In einem jüngeren Ent-
scheid erkannte das EVG hingegen, dass bei einer frühzeitigen Pen-
sionierung das Begehren um Nachzahlung von Beiträgen, d.h. die 
Meldung eines höher zu versichernden Verdienstes und die Bezah-
lung entsprechend höherer Beiträge, eine Streitigkeit zwischen Ar-
beitgeber und Arbeitnehmer im Sinn von Art. 73 Abs. 1 BVG sei. Im 
Sinn einer einheitlichen Rechtsprechung präzisiert nun das EVG, 
dass der ehemalige Arbeitgeber passivlegitimiert ist, sofern der Ar-
beitnehmer Ansprüche gestützt auf Art. 66 Abs. 3 BVG geltend macht; 
ungeachtet dessen, ob die Auflösung des Arbeitsverhältnisses eine 
Versicherungsleistung oder eine Austrittsleistung nach sich zieht. 
Wird jedoch konkret die Höhe der Leistung beanstandet, ist die Vor-
sorge-, allenfalls die Auffangeinrichtung, nicht aber der Arbeitgeber 
passi vlegitimiert. 
d) Keine Nachfrist zur Verbesserung einer formell ungenügenden 
Klage 
BGE 129 V 27 
Sachverhalt: Eine Pensionskasse forderte von einer Versicher-
ten mit Schreiben vom 26. Februar 2002 die Rückerstattung der seit 
dem l . September 2000 unrechtmässig bezogenen Pensionskassen-
Die Rechtsprechung des Eidg. Vers icherungsgerichts (EVG) der Jahre 200 1-2005 
rente, weil die Versicherte nach einer Umschulung durch die IV eine 
rentenausschliessende Tätigkeit ausgeübt habe. Sie stützte die Rück-
forderung auf eine (der Versicherten bis dahin nicht zugestellte) Ver-
fügung der IV-Stelle, welche eine rentenausschliessende Eingliede-
rung ab 1. September 2000 (Antritt der neuen Stelle) feststellte. Mit 
Eingabe vom 17. März wandte sich die Versicherte an das kantonale 
Verwaltungsgericht und stellte das Rechtsbegehren, dass der «Ent-
scheid über die Aussetzung der IV-Rente und Pensionsrente ... aufzu-
heben» sei sowie die Rückerstattungsforderung abzuweisen und die 
genannten Leistungen weiter auszurichten seien . Das Verwaltungs-
gericht führte das Verfahren betreffend die Verfügung der IV-Stelle 
vom 4. September 2000 weiter. Auf die Anträge im Zusammenhang 
mit den Pensionskassenleistungen und deren Rückerstattung trat es 
nicht ein und verwies auf das Klageverfahren im Sinn von Art. 73 
BVG. Das BSV führte dagegen Verwaltungsgerichtsbeschwerde ans 
EVG, womit es die Rückweisung des Entscheids ans kantonale Ge-
richt verlangte. Dieses hätte die entsprechenden Begehren als Klage 
entgegennehmen und - bei allfälligen Mängeln der Rechtsschrift -
der Versicherten, der aufgrundvon Art. 73 Abs. 2 BVG ein einfaches 
und rasches Verfahren zu gewährleisten sei, in Analogie zu Art. 52 
Abs. 2 VwVG eine kurze Nachfrist zur Verbesserung des Mangels 
ansetzen müssen . 
Erwägungen: Das Nichteintreten des kantonalen Gerichts auf 
den Antrag, die Rückerstattungsforderung abzuweisen, trägt dem 
Umstand Rechnung, dass die Vorsorgeeinrichtungen im Rahmen von 
Art. 73 BVG praxisgernäss keine Verfügungskompetenz besitzen, 
d .h. keine solche Verfügung als Anfechtungsobjekt zur Verfügung 
steht. Aktivlegitimiert für die Rückforderungsklage wäre einzig die 
betroffene Vorsorgeeinrichtung. Eine negative Feststellungsklage der 
Versicherten, dass sie der Vorsorgeeinrichtung nichts schulde, schei-
det aus , da die entsprechenden Voraussetzungen nicht erfüllt sind. 
Allein unter dem Aspekt von Art . 73 B VG betrachtet erscheint sodann 
nicht bedenklich, dass das kantonale Gericht auch auf den Antrag, die 
Pensionskassenrente weiterhin auszubezahlen, nicht eingetreten ist, 
da dieses Begehren von der Versicherten nicht hinreichend sachbezo-
gen begründet worden ist. Art. 73 BVG verpflichtet das kantonale 
Berufsvorsorgegericht nicht, der Klägerin Gelegenheit zur Verbesse-
rung der Klage einzuräumen. Eine entsprechende Verpflichtung er-
gibt sich auch nicht aus dem übrigen Bundesrecht Sie ist insbesonde-
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re nicht in der Einfachheitsgarantie gernäss Art. 29 Abs . 1 BV 
enthalten. Hingegen kann eine solche Pflicht- wie dies hier eigent-
lich der Fall gewesen wäre- im kantonalen Prozessrecht vorgesehen 
sem. 
e) Feststellungsklage 
BGE 128 V 41 
Sachverhalt: Ein Ehemann lässt sich seine Freizügigkeitsleis-
tung auf ein Bankkonto überweisen. Die Ehefrau macht geltend, der 
Ehemann habe auf der gernäss Art. 5 Abs . 2 FZG notwendigen Zu-
stimmungserklärung ihre Unterschrift gefälscht und die Barauszah-
lung sei zu Unrecht erfolgt. Nach Einleitung des Scheidungsprozesses 
reicht die Frau beim kantonalen Berufsvorsorgegericht Klage gegen 
die Vorsorgeeinrichtung ein, mit welcher sie beantragt, es sei zuhan-
den des Scheidungsgerichts festzustellen , dass wegen ihrer fehlenden 
Zustimmung die Barauszahlung unrechtmässig erfolgt ist. 
Erwägungen : In der beruflichen Vorsorge fehlt es an einem 
schutzwürdigen Interesse am Erlass eines Feststellungsentscheides, 
wenn das Rechtsschutzinteresse der klagenden Partei durch ein rechts-
gestaltendes Urteil gewahrt werden kann. Damit ein den Teilungs-
schlüssel nach Art. 122 ZGB festsetzendes Urteil des Scheidungsge-
richtes gegenüber der Vorsorgeeinrichtung auch vollstreckt werden 
kann, hat der begünstigte Ehegatte ein rechtlich erhebliches Interesse 
daran, dass vor Erlass des Scheidungsurteils eine allfällige Ungültig-
keit der Barauszahlung infolge fehlender Zustimmung nach Art. 5 
Abs . 2 FZG gegenüber der Vorsorgeeinrichtung verbindlich feststeht. 
Ein Feststellungsinteresse ist deshalb zu bejahen, wenn während der 
Hängigkeit eines Scheidungsprozesses über die Gültigkeit einer wäh-
rend der Ehe erfolgten Barauszahlung der Austrittsleistung an einen 
Ehegatten zu entscheiden ist (vgl. auch vorne III. 2. a. bb). 
f) Keine Rückweisung der Streitsache an die Vorsorgeeinrichtung 
BGE 129 V 450 
Erwägungen: Nach ständiger und in diesem Entscheid bestätig-
ter Rechtsprechung ist das Berufsvorsorgegericht nach Art. 73 Abs. 1 
BVG nicht befugt, die Streitsache zu ergänzenden Abklärungen und 
neuer Verfügung an die Vorsorgeeinrichtung zurückzuweisen, da eine 
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Rückweisung in einem Klageverfahren der ursprünglichen Verwal-
tungsrechtspflege, das keine Verfügung zum Ausgangspunkt hat, aus-
geschlossen ist. Hingegen ist das Berufsvorsorgegericht grundsätz-
lich befugt, sich im Rahmen des Streitgegenstandes auf die Prüfung 
und Beurteilung der Anspruchsvoraussetzungen von Leistungen zu 
beschränken, ohne diese gegebenenfalls umfangmässig selber ermit-
teln zu müssen. Für die letztgenannte Möglichkeit lassen sich gute 
Argumente im Zusammenhang mit dem Streitgegenstand, der Ein-
fachheit und Raschheit des Verfahrens, der Rechtsgleichheit und der 
Verfahrensökonomie anführen. 
g) Parteientschädigung an Vorsorgeeinrichtung 
BGE 128 V 323 
Erwägungen: Die Bejahung einer mutwilligen oder leichtsin-
nigen Prozessführung führt nicht nur zur Pflicht, die Verfahrenskos-
ten zu tragen, sondern begründet auch die Pflicht, die obsiegende 
Vorsorgeeinrichtung zu entschädigen, soweit sie anwaltlieh oder 
sonst wie qualifiziert durch eine Fachperson im Rahmen eines ent-
geltlichen Mandatsverhältnisses vertreten ist, vorausgesetzt, es findet 
sich im kantonalen Verfahrensrecht die erforderliche Grundlage für 
einen solchen Parteientschädigungsanspruch. Ist die Vorsorgeeinrich-
tung nicht vertreten, müssen die in BGE 127 V 205 aufgeführten für 
die Parteientschädigungsberechtigung massgeblichen Kri terien im 
Falle einer nicht vertretenen Partei erfüllt sein (vgl. vorne III. 2. g. 
aa). 
Bemerkungen: Soweit sich das Urteil auf die nicht anwaltliehe 
Vertretung bezieht, ist vorausgesetzt, dass die kantonale Verfahrens-
ordnung kein Anwaltsmonopol kennt. Inwiefern nach Inkrafttreten 
des ATSG die bundesrechtlichen Grundsätze des Beschwerdeverfah-
rens weiterhin auch in der ursprünglichen Verwaltungsrechtspflege -
d.h. im Bereich der beruflichen Vorsorge- sinngernäss übernommen 
werden können, wird noch genau zu prüfen sein. 
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IV. Verfahren vor EVG 
1. Zuständigkeit 
a) Bei Zu weisungsentscheiden gernäss Art. 6 Abs . 2 KVG 
BGE 128 V 263 
Sachverhalt: Die nach Art. 6 Abs . 2 KVG zuständige kantonale 
Kontrollbehörde weist einen Teil der vom Kanton betreuten Asylbe-
werber einer bestimmten Krankenversicherung zu. Dieser Kranken-
versicherer reicht gegen den Entscheid des kantonalen Gerichts, 
welches den Einspracheentscheid auf Zuweisung bestätigt hat, Ver-
waltungsgerichtsbeschwerde ein. 
Erwägungen: Die Zuweisung einer kantonalen Behörde im 
Sinne von Art. 6 Abs . 2 KVG stellt eine Verfügung auf dem Gebiet der 
Sozialversicherung dar, für deren Beurteilung letztinstanzlieh das 
EVG zuständig ist (Art. 128 in Verbindung mit Art. 97 OG und Art. 5 
VwVG). Daran ändert nichts, dass die Verfügung materiellrechtlich 
unzulässig war, weil eine Zuweisung nur dem Vers icherungsobligato-
rium unterstellte Personen betreffen kann, die sich nicht rechtzeitig 
versichern lassen. 
b) Rechtsweg bei Streitigkeiten betreffend Prämienverbilli-
gungen im Sinn von Art. 65 ff. KVG 
BGE 131 V 202 Erw. 3 und 4 
Erwägungen : DieAusgestaltung der Prämienverbilligung durch 
die Kantone bildet autonomes kantonales Recht. Dies gilt auch für die 
kantonalen Regelungen für Versicherte, die in einem Mitgliedstaat 
der Europäischen Gemeinschaft, in Island oder in Norwegen wohnen 
(Art. 65a KVG). Die Verwaltungsgerichtsbeschwerde ans EVG gegen 
einen in Anwendung des kantonalen Rechts ergangenen kantonalen 
Entscheid ist demnach ausgeschlossen, weshalb die Sache im kon-
kreten Fall im Sinn von Art . 96 Abs. l OG als staatsrechtliche Be-
schwerde dem Bundesgericht zu überweisen war. 
Bemerkungen: Laut Art. 82 Bst. a BGG steht ab dem 1. Januar 
2007 gegen Entscheide in Angelegenheiten des öffentlichen Rechts 
die Einheitsbeschwerde in öffentlich-rechtlichen Angelegenheiten 
zur Verfügung. Die Umschreibung des Anfechtungsgegenstandes ist 
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weiter als bei der Verwaltungsgerichtsbeschwerde, da auch Ent-
scheide, die sich auf kantonales öffentliches Recht stützen, angefoch-
ten werden können. Gleichwohl bleibt die Prüfung auf die Verletzung 
von Bundesrecht, Völkerrecht, kantonalen verfassungsmässigen 
Rechten, kantonalen Bestimmungen über die politi sche Stimm-
berechtigung und interkantonalem Recht beschränkt (Art. 95 BGG). 
Streitigkeiten betreffend Prämienverbilligungen im Sinn von 
Art. 65 ff. KVG können damit künftig direkt mit einer Beschwerde in 
öffentlich-rechtlichen Angelegenheiten vor Bundesgericht gebracht 
werden; die Notwendigkeit einer Überweisung in ein anderes Verfah-
ren entfällt, was das Verfahren vereinfacht. Materiell wird wegen der 
genannten Beschränkung der Prüfungsbefugnis der Rechtsschutz 
dadurch aber nicht ausgebaut. 
c) Streitigkeiten über eine in Anwendung einer Tarifklausel 
im Einzelfall ergangene Verfügung 
BGE 131 V 66 
Erwägungen: Die von Art. 6 Ziffer 1 EMRK garantierten Rechte 
erlauben es einem Vertragsstaat nicht, die Rechtmässigkeit einer Tarif-
klausel der obligatorischen Krankenpflegeversicherung jeglicher ge-
richtlichen Kontrolle zu entziehen, wenn eine versicherte Person von 
einer im Einzelfall in Anwendung dieser Klausel ergangenen Verfü-
gung betroffen ist. Die Beschränkung der richterlichen Überprüfungs-
befugnis auf eine Kontrolle der Gesetzmässigkeit der streitigen Tarif-
klausel ist mit den Anforderungen der EMRK jedoch vereinbar. Im 
System der Krankenversicherung beschränkt sich die gerichtliche Kon-
trolle nicht darauf, ob die versicherte Person in der richtigen Prämien-
region und der richtigen Alterklasse eingereiht ist und die korrekten, 
vom BAG genehmigten Tarife und Rabatte zur Anwendung gebracht 
werden. Vielmehr ist die Tarifklausel daraufhin zu untersuchen , ob die 
Anforderungen an das Ausgabenumlageverfahren gernäss Art. 60 
Abs. 1 KVG und das Prinzip der autonomen Finanzierung der obliga-
torischen Krankenpflegeversicherung im Sinn von Art. 60 Abs. 2 KVG 
eingehalten sind. Vor allem hat das Gericht auch zu überprüfen, ob der 
Tarif auf einer getrennten Buchhaltung für die soziale Krankenpflege-
versicherung, für die besonderen Versicherungsformen (Art. 62 KVG) 
und für die Krankentaggeldversicherung beruht. Dieser Aspekt ist auch 
für die Verwaltungskosten zu beachten (Art. 84 KVV). Um all diese 
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Fragen korrekt beantworten zu können, ist das Gericht in der Regel auf 
den Beizug von entsprechenden Spezialistinnen und Spezialisten ange-
wiesen. Da mit einer so eingehenden Überprüfung der Tarifbildung 
heikle Fragen verbunden sind (Akteneinsichtsrecht der Parteien, Ge-
schäftsgeheimnis etc.), wird sich das Gericht auch häufig auf münd-
liche oder schriftliche Zeugenaussagen der Revisionsstelle des entspre-
chenden Krankenversicherers verlassen müssen. 
Bemerkungen: Der Entscheid wird ab dem 1. Januar 2007 einen 
Teil seiner Bedeutung einbüssen. Das BGG kennt keine Bestimmung, 
die Art. 129 Abs. 1 Bst. bOG entspricht, d.h., Verfügungen betreffend 
Tarife sind künftig grundsätzlich nicht mehr von der Überprüfung 
durch das Bundesgericht ausgenommen (vgl. Art. 83 BGG e contrario). 
Zudem wird der in diesem Entscheid noch ausschliesslich aus Art. 6 
Ziffer I EMRK abgeleitete Anspruch auf gerichtliche Überprüfung von 
Akten, welche die Rechte der Einzelnen betreffen, ab diesem Zeitpunkt 
durch die Rechtsweggarantie (Art. 29a BV) verstärkt werden. Gleich-
wohl behalten die vom EVG formul ierten Richtlinien - vor allem so-
weit sie den Umfang der Überprüfungspflicht des Gerichts umschrei -
ben- für die richterliche Überprüfung einer im Einzelfall angewandten 
Tarifklausel ihre Gültigkeit. 
d) Anfechtbare Zwischenverfügung 
BGE 128 V 34 
Das EVG hatte in den Berichtsjahren wiederholt Gelegenheit, 
zur Frage Stellung zu nehmen, wann die prozessleitende Zwischen-
verfügung eines kantonalen Gerichts mit Beschwerde anfechtbar ist, 
was einen nicht wieder gutzumachenden Nachteil voraussetzt (Art. 
97 OG in Verbindung mit Art. 5 und Art. 45 VwVG). Einen solchen 
Nachteil hat das EVG bejaht in der Anordnung an die Verwaltung, ein 
Gutachten in die Amtssprache übersetzen zu lassen, weil dies erheb-
liche Kosten verursacht (vgl. vorne I. 4). 
BGE 128 V 199 
Eine anfechtbare Verfügung liegt auch bei der Anordnung eines 
Kostenvorschusses mit der Androhung des Nichteintretens bei Nicht-
leistung vor, wenn die grundsätzliche Kostenpftichtigkeit des Verfah-
rens strittig ist (vgl. vorne III. 2. f). 
Die Rechtsprechung des Eidg. Versicherungsgerichts (EVG) der JaJ1re 2001-2005 
BGE 127 V 228 
Wie sich aus der Darstellung der Prozessgeschichte im Urteil 
betreffend Sistierung des Verfahrens (vorne III. 2. e) ergibt, hat das 
EVG den nicht wieder gutzumachenden Nachteil bei einer Beschwer-
de gegen die Sistierungsverfügung vom 25 . Juni 1997 mit Urteil 
vom 10. Dezember 1997 verneint und diese Frage erst bei Beurtei-
lung der Beschwerde in der Hauptsache (Urteil vom 2. September 
2001) geprüft. 
Bemerkungen: Die im letzten Fall festzustellende jahrelange 
Verfahrensverzögerung, die bei der notorischen Überlastung der Ge-
richte nicht selten sein dürfte, spricht für die Bejahung des schutz-
würdigen Interesses, welches zur selbstständigen Anfechtbarkeit ei-
ner solchen Sistierungsverfügung führt. 
2. Beschwerdebefugnis 
a) Auch ohne Teilnahme am vorangehenden Verfahren? 
BGE 127 V 107 
Sachverhalt: Der Unfallversicherer verneint, dass von einem 
bestimmten Zeitpunkt an noch Unfallfolgen vorliegen. Gegen die 
Verfügung und den bestätigenden Einspracheentscheid reicht der 
Krankenversicherer ein Rechtsmittel ein. Gestützt auf Art. 129 UVV 
gibt das kantonale Gericht dem Versicherten Gelegenheit zur Stel-
lungnahme; er schliesst sich den Anträgen des Krankenversicherers 
an. Nach Abweisung der Beschwerde durch das kantonale Gericht 
führt nur der Versicherte Verwaltungsgerichtsbeschwerde. Das EVG 
bejaht seine Legitimation. 
Erwägungen: Art. 103 Bst. a OG verlangt auch eine formelle 
Beschwer in dem Sinne, dass sich der Beschwerdeführer am vorinstanz-
lichen Verfahren beteiligt hat. Eine Ausnahme ist nur dann zu machen, 
wenn eine Partei unverschuldeterweise verhindert war, an diesem Ver-
fahren teilzunehmen. Indem der Versicherte zwar nicht selbst Be-
schwerde geführt, sich aber gestützt auf Art. 129 Abs. 2 UVV geäussert 
und Anträge gestellt hat, ist die formelle Beschwer zu bejahen. 
Bemerkungen: Die auffällige Bestimmung in Art. 129 UVV, 
welche unter anderem dem Versicherten die Möglichkeit geboten hat, 
auch bei Beschwerde durch den Versicherer Parteirechte wahrzuneh-
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men, ist mit dem lokrafttreten des ATSG vollständig aufgehoben wor-
den. Insofern ist das Urteil für die Zeit seit dem 1. Januar 2003 nicht 
praxisbildend. 
b) Individualbeschwerdebefugnis eines Krankenversicherers 
BGE 127 V 80 
Sachverhalt: Das Bundesamt für Sozialversicherung (BSV) ver-
fügt die Aufnahme des von der Fa. Roche produzierten Arzneimittels 
Xenical in die Spezialitätenliste der obligatorischen Krankenpflegever-
sicherung. Auf Beschwerde des Konkordates der Schweizerischen 
Krankenversicherer und der Sanitas Krankenversicherung streicht die 
Eidg. Rekurskommission für die Spezialitätenliste das Arzneimittel aus 
der Liste. Mit Verwaltungsgerichtsbeschwerde beantragt die Fa. Roche 
die Aufhebung des Entscheides der Rekurskommission, welchem An-
trag das EVG entspricht, da es die Legitimation zur Beschwerde des 
Konkordates und der Krankenversicherung verneint. 
Erwägungen: Die Krankenversicherer können als aus der allgemei-
nen Staatsverwaltung ausgegliederte Organe der mittelbaren Staatsver-
waltung das Individualbeschwerderecht im Sinne von Art. 48 VwVG und 
Art. 103 Bst. a OG insbesondere dort in Anspruch nehmen, wo sie vom 
staatlichen Handeln wie ein Privater in ihren schutzwürdigen Interessen 
berührt sind. Das öffentliche Interesse an der richtigen Durchführung des 
Rechts genügt nicht. Zur Prüfung der Wirksamkeit, Zweckmässigkeit und 
Wiitschaftlichkeit einer Leistung (Art. 32 Abs. 1 KVG) ist bei der Aufnah-
me eines Arzneimittels in die pharmazeutische Spezialitätenliste das Bun-
desamt ermächtigt und verpflichtet (Art. 52 Abs. 1 Bst. b KVG). Den 
Materialien des Gesetzgebers kann nicht entnommen werden, dass der 
Gesetzgeber den von der Aufnahme eines Präparates Betroffenen (z.B. 
dem Krankenversicherer) ein Beschwerderecht hat einräumen wollen. 
c) Beschwerdebefugnis der IV-Stelle in IV-Leistungsstreitigkeiten 
BGE 127 V 213 
Erwägungen: Seit Inkrafttreten der 3. IV-Revision ist gernäss 
Art. 57 Abs . 1 Bst. e IVG und Art. 41 Abs . 1 Bst. d IVV nur die IV-
Stelle, welche die Verfügung erlassen hat, nicht aber die Ausgleichs-
kasse im Sinne von Art. 103 Bst. c OG zur Erhebung der Verwaltungs-
gerichtsbeschwerde gegen ein kantonales Gerichtsurteil befugt, was 
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auch den Materialien des Gesetzgebers entnommen werden kann. 
Dies gilt selbst dann, wenn eine von der Ausgleichskasse vorzuneh-
mende Berechnung der Rente im Streite liegt. 
BGE 130 V 514 
Erwägungen: Eine IV-Stelle, welche nicht selbst die Verfügung 
erlassen hat, die im Beschwerdeverfahren, an welchem sie nicht teil-
genommen hat, angefochten war, ist nicht berechtigt, Verwaltungsge-
richtsbeschwerde ans EVG zu führen. Damit wird die konstante Pra-
xis des EVG bestätigt, die in zwei singulären, nicht publizierten 
Entscheiden nicht beachtet wurde. 
Bemerkungen: Es kann davon ausgegangen werden, dass beide 
in diesem Abschnitt wiedergegebenen Entscheide auch im Rahmen 
von Art. 89 Abs. 2 Bst. a BGG ihre Gültigkeit behalten werden. 
d) Beschwerdebefugnis des Bundesamtes für Sozialversicherung 
BGE 127 V 149 
Sachverhalt: Das BSV führt Verwaltungsgerichtsbeschwerde 
gegen den Entscheid der Eidg. Rekurskommission für die Spezialitä-
tenliste, mit welchem das Bundesamt angewiesen worden ist, ein be-
stimmtes Arzneimittel in die Liste aufzunehmen. Nachdem der Her-
steller des Präparates beantragt hat, es sei auf die Beschwerde mangels 
Leoitimation des BSV nicht einzutreten, lässt das Bundesamt eine b 
von der Departementsvorsteherio unterzeichnete Vollmacht einrei-
chen, mit der das BSV zur Vertretung des Departements beauftragt 
wird. 
Erwägungen: Es findet sich keine Rechtsgrundlage, welche das 
BSV zur Erhebung der Verwaltungsgerichtsbeschwerde im Sinne von 
Art. 103 Bst. b OG ermächtigen würde. Es gibt auch keine triftigen 
Gründe für ein Abweichen vom eindeutigen Wortl aut dieser Bestim-
mung. 
Bemerkungen: In Erwägung ld wird die fehlende Beschwerde-
legitimation des BSV als ein Mangel bezeichnet, der nach Ablauf der 
Beschwerdefri st durch Nachreichung einer Prozessführungsvoll -
macht des allein zur Beschwerdeführung legitimierten Departements 
nicht geheilt werden kann, obschon dieser Standpunkt im Urteil BGE 
124 V 300 Erw. 2 noch al s überspitzt formalisti sch eingestuft worden 
war. Im vorliegenden Fall bejaht das EVG allerdings, das BSV habe 
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darauf vertrauen dürfen , eine nachträgliche Bevollmächtigung würde 
wie im früheren Fall als zulässig erachtet. Auch wenn man dem Urteil 
im Ergebnis zustimmen mag, ist es doch sehr auffällig, dass erstens 
die Praxisänderung, d.h. der Wechsel von der Auffassung der Beja-
hung eines überspitztem Formalismus zu dessen Verneinung, und 
zweitens die Bejahung einer vertrauensgeschützten Position im Ein-
zelfall auch nicht ansatzweise begründet wird. 
3. Beiladung 
BGE 130 V 501 
Erwägungen : Streitgegenstand bildet im System der nachträg-
lichen Verwaltungsrechtspflege, wie sie vor dem EVG auch in Berufs-
vorsorgestreitigkeiten stattfindet, das Rechtsverhältnis, welches- im 
Rahmen des durch den vorinstanzliehen Entscheid bestimmten An-
fechtungsgegenstandes - den aufgrund der Beschwerdebegehren ef-
fektiv angefochtenen Verfügungsgegenstand der kantonalen Instanz 
bildet. Indem das EVG den privaten Lebensversicherer gernäss 
Art. 110 Abs. 1 i.V.m. Art. 132 OG als Mitbeteiligten in das Verfahren 
einbezogen hat, wird die Rechtskraft des letztinstanzlieh gefällten 
Urte ils auf ihn ausgedehnt, sodass er in einem allfällig später gegen 
ihn gerichteten Prozess jenes gegen sich gelten lassen muss. Weiter 
gehende Wirkungen kommen der Beiladung nicht zu. Insbesondere 
wird der Anfechtungs- und Streitgegenstand durch diese nicht erwei -
tert. Über Rechtsbegehren, die sich gegen eine vorinstanzlieh nicht 
eingeklagte Partei richten, ist nicht zu entscheiden, da diese ausser-
halb des Anfechtungsgegenstandes liegen. 
Bemerkungen: Der Entscheid ist dogmatisch anspruchsvoll und 
sachlich zutreffend begründet. Trotz- oder gerade wegen- der not-
wendigen dogmatischen Differenzierungen gelangt das EVG zu 
einem prozessökonomisch und sachlich befriedigenden Ergebnis. 
BGE 131 V 133 Erw. 13 
Sachverhalt: Siehe vorne III . 2. i. 
Erwägungen : Es stellte sich die Frage, ob im Verfahren vor 
EVG das private Spital für den Leistungsstreit zwischen Versichertem 
und Krankenversicherer beizuladen sei, wie dies die Beschwerde füh -
rende Versicherte verlangte. Da das EVG die Sache zur Ermittlung 
Die Rechtsprechung des Eidg. Vers icherungsgerichts (EVG) der Jahre 2001-2005 
des korrekten Referenztarifs an das kantonale Versicherungsgericht 
zurückwies und damit offen lassen musste, welcher Vergütungs-
anspruch dem Spital zustand, lehnte es das Beiladungsbegehren ab. 
Eine so geartete Rechtsbeziehung zwischen den Parteien und dem 
Spital, dass die Rechtskraft des Urteils des EVG auf das Spital auszu-
dehnen wäre, stand nicht in Frage. Dass die Vorinstanz im Rahmen 
der Festsetzung eines Referenztarifs das Spital beizuladen habe, stel-
le keine Ausdehnung der Rechtskraft des vorliegenden Urteils dar. 
Dies sei vielmehr die Folge davon, dass eine KVG-konforme Berei-
nigung des Leistungsstreits nur unter Beiladung des Spitals getroffen 
werden könne. 
4. Zeitliche Zulässigkeif von Beweismitteln 
BGE 127 V 353 
Erwägungen: Gemäss Art. 108 Abs. 2 OG sind die in den Händen 
befindlichen Urkunden der Verwaltungsgerichtsbeschwerde beizule-
gen, was bedeutet, dass als zulässige Beweismittel nur solche gelten 
können, welche bereits vorhanden sind und innerhalb der Rechtsmittel-
frist eingereicht werden können. In Änderung seiner bisherigen Recht-
sprechung lässt das EVG in Angleichung an die Praxis des Bundesge-
richtes nach Ablauf der Rechtsmittelfrist Beweismittel - ausser im 
Rahmen eines angeordneten zweiten Schriftenwechsels - nicht mehr 
zu, es sei denn, es handle sich um Beweismittel im Sinne von Art. 137 
Bst. b OG, die eine Revision des Gerichtsurteils rechtfertigen 
könnten. 
Bemerkungen: Das EVG hat nicht geprüft, ob im vorliegenden 
Fall die nachträglich eingereichten Beweismittel unter dem Aspekt 
des Vertrauensschutzes noch hätten zugelassen werden müssen 
(vgl. die Bemerkungen zu BGE 127 V 149, vorne IV. 2. d). 
5. Devolutive.ffe/.:t 
BGE 130 V 138 Erw. 4 
Erwägungen: Nimmt die Rechtsmittelinstanz eine sachliche 
oder zeitliche Ausdehnung des Streitgegenstandes vor, erstreckt sich 
der Devolutiveffekt im Fall einer beschwerdewei sen Weiterziehung 
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ans EVG auch auf diesen ausgedehnten Streitgegenstand. Dies folgt 
bereits daraus, dass allein dem Richter der Entscheid darüber oblieot 
"'' ob die Voraussetzungen für eine Verfahrensausdehnung vorinstanz-
lich zu Recht bejaht wurden. Solange diese - von Amtes wegen zu 
prüfende - Frage letztinstanzlieh nicht geklärt worden ist, bleibt es 
der Verwaltung verwehrt, über den hängigen Prozessgegenstand ver-
fügungsweise zu befinden. 
Bemerkungen: Siehe dazu auch vorne III. 2. e. 
6. VeJ:fahrenskosten 
a) Streitigkeiten unter Sozialversicherem 
BGE 127 V 106 
Erwägungen: Nach ständiger Praxis kommt bei e iner Streitig-
keit unter Sozialversicherem über die Leistungspflicht (z.B . hinsicht-
lich der Unfallkausalität eines Gesundheitsschadens) der Grundsatz 
der Kostenfreiheit des Verfahrens gernäss Art. 134 OG nicht zur An-
wendung. Daran ändert sich nichts, wenn das Verfahren zwischen den 
Versicherem mit einem gernäss Art. 134 OG nicht kostenpflichtigen 
Verfahren zwischen der versicherten Person und der Sozialversiche-
rung vereinigt worden ist . 
b) Anträge eines Sozialversicherers, der nicht selbstständio b 
Beschwerde führt 
BGE 127 V 107 
Sachverhalt: In diesem bereits referierten Fall (vorne IV. 2. a) 
hat sich der Krankenversicherer der Verwaltungsgerichtsbeschwerde 
des Versicherten angeschlossen und Anträge gestellt, denen nicht ent-
sprochen wird. 
Erwägungen: Das prozessuale Verhalten des Krankenversiche-
rers rechtfertigt es, ihn nicht als Interessierten im Sinne von Art. 110 
Abs . I OG einzustufen, sondern als Partei, was für ihn wegen Unter-
liegens zur Kostenpflichtigkeil des Verfahrens führt. 
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c) Streitigkeiten zwischen versicherter Person und Wohnkanton 
im Fall von Art. 41 Abs. 3 KVG 
BGE 130 V 87 
Erwägungen: Die im Urteil vom 24. Juni 2003 (K 77/01 , aus-
zugsweise wiedergegeben in RKUV 2003, KV 254, S. 234 ff.) offen 
gelassene Frage, ob das Verfahren vor dem EVG kostenfrei ist, wenn 
sich in einem Streit um die Auslegung und Anwendung von Art. 41 
Abs. 3 KVG versichelte Person und Wohnkanton gegenüberstehen, 
wurde vom EVG nun bejaht, da die Differenzzahlungspflicht des 
Wohnkantons bei notwendiger ausserkantonaler Hospitalisation sozial-
versicherungsrechtlicher Natur sei. Es mache hinsichtlich der Kosten-
folgen im Prozess vor dem EVG keinen Unterschied, ob die Hospitali-
sation vom Krankenversicherer oder - aus sozialpolitischen, der 
Senkung der Prämien dienenden Gründen - vom Wohnkanton bezahlt 
würden . 
Bemerkungen: Ab dem 1. Januar 2007 gilt für Verfahren vor Bun-
desgericht eine generelle Kostenpflicht (Art. 65 BGG). Für bestimmte 
Streitigkeiten ist jedoch ein verhältnismässig bescheidener Kostenrah-
men von Fr. 200.- bis 1000.- festgelegt worden, so auch für Streitig-
keiten um Sozialversicherungsleistungen (Art. 65 Abs. 4 Bst. a BGG). 
Nach der hier angeführten Praxis gelten Streitigkeiten zwischen versi-
cherten Personen und ihrem Wohnkanton im Fall von Art. 41 Abs. 3 
KVG als Streitigkeiten über Sozialversicherungsleistungen, weshalb 
auf sie der genannte privilegierte Kostenrahmen Anwendung findet. 
7. Feststellung einer Rechtsverzögerung im Dispositiv eines 
Entscheids 
BGE 129 V 411 
Sachverhalt: Ein 1948 geborener Kosovare, der zwischen 1977 
und 1990 in der Schweiz arbeitete, verliess mit seiner Familie 1990 
die Schweiz, nachdem ihm die Verlängerung der Aufenthaltsbewilli -
gung verweigert worden war. Im Juli 1992 gelangte er an eine Schwei-
zer Ausgleichskasse und verlangte eine Invalidenrente, da er seit 
einem gesundheitsbeeinträchtigenden Ereignis, das noch in der 
Schweiz eingetreten sei, nicht mehr arbeitsfähig sei. Der Versicherte 
kam im März 1999 im Rahmen von Aktionen der serbischen Polizei 
903 
904 Thomas Locher(fhomas Gächter ZBJV · Band 142 · 2006 
im Kosovo ums Leben. Im August 2001 verweigerte die zuständige 
Stelle die Leistungspflicht der IV für den Zeitraum von 1990 bis 1999. 
Den dagegen erhobenen Rekurs wies die Rekurskommission ab, wo-
rauf die Erben des Verstorbenen mit Beschwerde ans EVG gelangten. 
Sie verlangten neben der Nachzahl ung der IV-Leistungen die Fest-
stellung, dass die Verfahrensdauer von I 992 bis 2002 die Garantien 
von Art. 29 Abs. 1 BV und Art. 6 Ziffer 1 EMRK verletze. 
Erwägungen : Das EVG bejahte das Vorliegen einer Rechtsver-
zögerung und kritisierte den Gang des Verfahrens in zahlreichen 
Punkten. Es führte aus, dass allein schon die Feststellung einer 
Rechtsverzögerung für die Betroffenen eine Art Genugtuung darstel-
le. Im Hinblick auf die konkrete und tatsächliche Tragweite der durch 
die EMRK garantierten Rechte könne eine erkannte Verletzuna im 
1::> 
Dispositiv des Urteils des EVG festgehalten werden . Hingegen könne 
die Rechtsprechung im Bereich des Strafrechts, welche es unter be-
stimmten Voraussetzungen erlaube, an die Feststellung einer unge-
rechtfertigten Verzögerung materielle Rechtswirkungen zu knüpfen , 
nicht angerufen werden, wenn die wegen übermässiger Verfahrens-
dauer verlangte Wiedergutmachung in der Zusprechung einer (posi -
tiven) Leistung des Staates in Form einer Sozialversicherunasleistuna 
1::> 1::> 
bestehen soll. 
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ALOIS RIKLIN 
Machtteilung. Geschichte der Mischverfassung 
Wissenschaftliche Buchgese ll schaft WBG, Darmstadt 2006. 
456 Seiten, gebunden, Fr. 83 .30 
Welcher Juri st, der nicht in Verfassungsgeschichte spezialisiert ist, vermag 
heute noch Auskunft da rüber zu geben, was eine Mischverfassung ist? Die Mischver-
fass ung beherrschte als politische Idee und reale Regierungsform seit der Anti ke wäh· 
rend Jahrhunderten das europäi sche Staatsdenken. Aus der Erfahrung des Machtmi ss-
brauchs en tstanden, ve rtei lt die Mischverfassung die po litische Macht nach dem 
Muster <<Einer- Wen ige- Viele» auf mehrere Institutionen; demokratische, oligokra-
ti sche und monokratische Herrschaft werden in vielfält ige r Weise gemischt. Mit de r 
Überwindung der ständischen Gesellschaft und der zunehmenden Demokratisierung 
im Zuge der poli ti schen Revolutionen des 17. und 18. Jahrhunderts verschwand d ie 
Mischverfassung aus dem Fokus der Staatstheorie. An ihre Stelle trat der demokra-
ti sche Rechtsstaat. Fand damit ein Paradigmenwechsel in der Verfassungsgeschichte 
statt? Oder lebt die Idee der Mischverfassung in neuem begrifflichem Gewand macht-
voll weiter? 
ALOIS RtKU N, emeritierter Professor am Institut für Politikwissenschaft der 
Universität St. Gallen, legt mit Machtteilung. Geschichte der Mischl'eifassung e ine 
grosse Monografie zur Ideen- und Verfassungsgeschichte gemischter Staatsformen 
von der Antike bis zur Gegenwart vor. Das kürzlich ersch ienene Buch ist e ine in ihrem 
umfassenden Ansatz p ionierhafte Forschungsarbeit, die das Zeug zum Standard werk 
hat. Der Verfasser hat, unter Einbezug von Ass istenten und Doktoranden seines Insti-
tuts . gut zwei Jahrzehnte seines Schaffens der Geschichte der Mischverfassung ge-
widmet. Im Laufe dieser Zei t sind vier Bücher und rund drei Dutzend Artikel entstan-
den, die als Vorveröffentlichungen in mehr oder weniger veränderter Gestalt Eingang 
in das vorliegende Werk gefunden haben. Es ist wohl kaum übertrieben, RtKUNS Ge-
sch ichte der M ischverfassung als Quintessenz und Höhepunkt seiner Forschertäti g-
keit zu würdigen. 
Das Buch ist in vie r Tei le geg liedert. Die ersten drei Teile behandeln das Phä-
nomen der Mischverfassung aus historischer, der vierte Teil aus systematischer Per-
spektive. In den h istorischen Teilen des Buches werden einerse its die Ideen der bedeu-
tendsten Mischverfassungsdenker in Einzeldarste llungen analys iert, und zwar jeweils 
im Gesamtkontext ihrer politischen Anschauungen . Es sind dies: Platon, Aristoteles, 
Polybios, C icero, Thomas von Aquin, Contarini, Giannotti, Arnisaeus , Limnaeus, 
Harrington, Burlamaqu i, Montesqu ieu, Adams und Sieyes. Anderseits werden die be-
rühmtesten politischen Ordnungen, die als M ischverfassungen gedeutet worden sind, 
e inzeln untersucht, und zwar: Die antiken Mischverfassungen von Israel, Sparta, 
Athen und Rom, die der Renai ssance-Republiken Venedig und Florenz sowie die 
neuzeitlichen des Römisch-Deutschen Reiches, Englands . Genfs, der USA und Frank-
reichs. Das Besondere an RtKUNS Methode besteht darin , dass die ideen- und verfas-
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sungsgeschichtlichen Einzeldarste llungen untere inander verbunden werden, indem 
jeder der behandelten Staatsdenker mit jener Staatsordnung in Beziehung gebracht 
wird, die er als Mischverfassung beschrieben oder kriti siert und zu verbessern gesucht 
hat. Dieses Vorgehen erlaubt es, die Schriften der politischen Theorie im Kontext der 
poli tischen Wirklichkeit kriti sch zu lesen . Auch die bedeutenden politischen Denker 
haben nicht immer nur aus abgehobener philosophischer Warte geschrieben, sondern 
aufgrund ihrer persönlichen Erfahrungen oder eigener politischer Absichten vie lfach 
Dinge beschönigt , abgewertet oder einfach weggelassen . 
Die historische Analyse des Mischverfass ungskonzepts, die de n Hauptteil des 
Buches ausmacht, besticht durch den enormen Reichtum der verwendeten Quellen 
und die gezielten Rückgriffe auf die Sekundärliteratur. Sie ist auch für den interess ier-
ten Laien lesenswert. RtKLI N hat die Gabe, in komplexen und schwer zuO'änO'lichen 
histori schen Texten die wesentlichen Aussagen und Zusammenhänge zu erken:en und 
in einer verständlichen Sprache zu vermitte ln , ohne dabei die gebotenen Differenzie-
rungen zu verwischen . Für die Geschichtsforschung ist insbesondere die (Wieder-) 
Entdeckung von Donato G iannott i ( 1492- 1573) von bleibendem Wert. Die in Giannot-
ti s Hauptwerk Republicafiorentina entworfene gewaltente ilige M ischverfassung hält 
RtKLIN se lber für so wichtig, dass sie in der Darstellung des ftorentini schen Republi-
kan ismus die pol it ischen Theorien von Nieco la Mach iavell i, Francesco Guicciardi ni 
und Leonardo Bruni verdrängte. 
Im Anschluss an die ideen- und verfassungsgesch ichtlichen Ausführungen 
fragt RtKLIN in einem vierten Teil nach der Bedeutung der Mischverfassungstradition 
für den modernen Verfassungsstaat. R tKLI NS Anliegen ist es, die Lehre des «gouverne-
ment mixte» wiederzubeleben und deren bleibenden Sinn für die Ausgesta ltung poli-
ti scher Herrschaft aufzuzeigen. Die Überlegungen beginnen mit der Bestimmung der 
Begriffe << Mischverfassung >> und <<Gewalten tei lung>>, die auf einen gemeinsamen Nen-
ner zurückgeführt werden. Dieser besteht einersei ts im Zweck, Machtkonzen tration zu 
verhindern, Machtmissbrauch vorzubeugen und dadurch die Freihei t zu sichern. Bei-
den Prinzipien gemeinsam ist anderse its die Methode, die Staatsmacht auf mehrere 
Träger zu verteilen , an denen verschiedene soziale Kräfte (Stände. Parte ien) beteil igt 
sind. Das Mischverfassungskonzept unterscheidet sich vom Prinzip der Gewaltentei-
lung nur durch ihren Wahrnehm ungsschwerpunkt. Dieser liegt in der Strukturierung 
politischer Macht gemäss der Trias «Einer - Wen ige - Viele >> oder ei ner ihrer dualen 
Varianten und sieht die funktionelle Teilung der Staatsmacht auf verschiedene Ins titu-
tionen a ls Folge der strukturellen M ischung. Demgegenüber ist der Wahrnehmungs-
schwerpunkt des Gewaltenteilungsprinzips die Teilung, se ine logische Folge die Mi-
schung. Diese begriffl ichen Klärungen führen zur Hauptthese des ganzen Buches: 
Mischverfassung und Gewaltenteilung sind verschiedene Perzept ionen desselben Phä-
nomens. Dieses Phänomen nennt RtKLI N «gewalremeilige Mischve1j'assung» . 
Dank der Verschränkung mit dem Gewaltenteil ungsprinzip kann RtKLI N im 
Anschluss den klassischen Typus der Mischverfassung in das moderne Paradigma der 
rechtsstaatliehen Demokratie einbetten . Die rechtsstaatliche Demokratie lebt nach 
RtKLIN von fünf woh ltätigen po lit ischen Erfi ndungen. we lche die westliche Zi vil isati-
on in einem schmerzvo llen, 2500-jährigen Prozess von <<Tr ial and Error>> zwecks 
richtigem Gebrauch der Macht erdacht, erprobt, we iteren twickel t und an neue Gege-
benheiten angepasst hat. Es handel t sich um die Erfindung der Machtbändigung und 
Literaturanze ige 
Machtsteuerung durch Gesetze, der Verteilung der Macht auf mehrere Träger, der 
Machtbeschränkung durch Menschenrechte, der Beteiligung der Bürgerinnen und 
Bürger an der Macht und des Ausgleichs von Machtgefällen zwischen starken und 
schwachen Individuen und Gruppen. Die gewaltentei li ge Mischverfassung ist das 
Kernstück der politischen Erfindung der Machtteilung und damit e in Grundpfeiler des 
modernen Verfassungsstaates. Um zur e ingangs gestellten Frage zurückzukommen: 
Zwar lässt sich durchaus von einem Paradigmenwechsel von der Mischverfassung hin 
zur rechtsstaat liehen Demokratie sprechen. Eine eigentliche gesch ichtliche Zäsur 
fand damit aber nicht statt , vie lmehr wurde der Gedanke der gemischten Herrschaft 
als eine der fünf politischen Erfindungen in die Figur der rechtsstaatliehen Demokra-
tie integriert. 
RtKLIN bezieht den Paradigmenwechsel der Staatsformen an der Schwelle der 
Moderne noch auf e inen anderen Aspekt, und zwar auf denjenigen der Legitimation. 
Die Legitimation der Mischverfassung war pluralistisch, sei es geburtsständisch (erb-
monarchisch, erbaristokratisch) oder bes itzständisch (Re iche , Mi ttelstand, Arme) 
oder gemischt geburts-und besitzständisch . Im Unterschied dazu gilt he ute im nicht-
ständischen Staat die demokratische Legitimation idealiter für alle Staatsorgane. Man 
kann sich fragen, ob dieser Übergang von einer heterogenen zu einer homogenen 
Legit imationsbas is po liti scher Macht nicht die entscheidende Differenz markiert zw i-
schen den traditionellen gemischten Hen·schaftsformen und dem modernen gewalten-
teiligen Staat. Liegt das Spezifische an der Mischverfassung nicht gerade darin, in 
e iner segmentierten, ständisch gegliederten Gese ll schaft die verschiedenen sozialen 
Kräfte in je eigenen politischen Institutionen zu repräsen tieren? Oder negati v gefragt: 
Ist es nicht das Wesen der Mischverfassung, dass es in ih r keinen Souverän gibt? 
In der Tat gehörten Souveränitätsdenker wie Bodin, Hobbes und Rousseau zu 
den grössten Gegnern der Mischverfassung, weil sie al le staatliche Herrschaft auf ei -
nen Träger- sei es e in Erbmonarch, sei es das Volk - zurückführten. Das a llgemeine 
Wahlrecht und die demokrati sche Repräsentativität a ller politischen Institutionen 
müssten demnach der Idee der Mischverfassung diametral zuwiderlaufen. Der Me-
chanism us der Machttei lung in einer gemischten politi schen O rdn ung würde sich fun-
damental unterscheiden von demjenigen in einem gewalteiltei ligen Rech tsstaat. Ent-
gegen RIKLIN Iiessen s ich weder die Schweiz noch die USA noch die meisten ande ren 
Demokratien der Gegenwart als Mischverfassungssysteme deuten. Ein seltenes Bei-
spie l einer M ischverfassung in der wes tlichen Z ivilisation wäre allenfalls noch Liech-
tenstein mit seiner dualen Herrschaft von Fürst und Volk. 
Ob man eine ständische Gesellschaftsstruktur für eine Mischverfassung als 
essent iell oder nur- wie RtKLI N- als akzidentiell erachtet, ist letztlich ei ne Frage des 
adäquaten Sprachgebrauchs. Wie dem auch se i, ein zentrales Thema des Mischverfas-
sungsdenkens war die institutionelle Verknü pfung von sozialer Macht und politischer 
Herrschaft , und d ieses Thema ist von grosser Aktual ität. RtKLIN weist im Schlusska-
pitel unter Berufung auf den Heidelberger Politikwissenschafter Dolf Sternherger 
darauf hin, dass die heutigen politischen Ordnungen im Grunde gem ischte Herr-
schaften nach dem Muster <<E iner - Wenige - Viele>> darstellen . Das ol igokratische 
Element ortet RtKLIN in der <<politischen Klasse >> , bestehend aus Partei - und Verbands-
funktionären , Berufspolitikern und Berufsbeamten, Lobbyisten aller Couleur, interna-
tional erweitert durch vie lfält ige zivilgese ll schaftliche Nichtregierungsorgan isationen 
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ohne demokratische Legit imation . Monokrat ische Tendenzen zeigen sich in der mas-
senmed ial unterstützten Personalisierung der Macht, häufig verbunden mit einem Per-
sonenkult, insbesondere in Systemen mi t starken Staatspräs identen oder Premier-
ministern. 
D ie modernen Demokratien, so lautet die Diagnose, sind som it als Herrschaft 
Vieler konzipiert, werden aber in Wirklichke it durch d ie Herrschaft Weniger und Ein-
ze lner unterlaufen . Die formale Geltung der Volkssouveränität verstellt den Blick auf 
d ie Gefahren , die mit der fakti schen Machtausübung durch organisierte Gruppen und 
e influssre iche Einzelpersonen verbunden sind . Diese relative Blindheit zeigt sich in 
den Defiziten der gegenwärtigen Gewaltente ilungs theorien, die RIKUN wie folgt sk iz-
z iert: Die Beschränkung auf die drei Funkti onen Gesetzgebung, Ausführun g und 
Rechtsprechung, unter Vernachläss igung der Staats le itungsfunktion, der Aussenpol i-
tik sowie der Wahlfunk tion; die Beschränkung auf die drei Staatsorgane Parlament, 
Reg ierung und Gerichte, ohne insbesondere der Verwaltung, der Sti mmbürgerschaft 
sowie der vertikalen Gewaltente ilung im B undesstaat und im internationalen Verhält-
nis hinreichend Beachtung zu schenken; sch liesslich Defiz ite insofern, als die ver-
schiedenen Phasen des poli ti schen Prozesses, den einst Donato G iannotti in die drei 
Schritte Yorberatung, Entscheidung und Ausführung unterteil te , zu wenig thematisiert 
werden. 
Die Kenntnis der Jahrtausende al ten Gesch ichte der M ischverfassung vermag 
das dringend nötige Bewuss tse in für die unscheinbare Delegitimierung heut iger poli-
tischer Herrschaft zu schärfen und helfen, angemessene institut ionelle Lösungen zu 
finden. RIKLINS Buch leistet zu d ieser Bewusstseinsbildung e inen substanzie llen Bei-
trag. 
Dr. iur. BERNHARD RüTSCHE, Bern 
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